
ADONIS

Modellreport
05.08.2024



Antrag Änderung Aufenthaltserlaubnis mit Nebenbestimmungen bearbeiten 1.00 (Geschäftsprozessdiagramm)

Status: Freigegeben  |  Modellreport

Antrag Änderung Aufenthaltserlaubnis mit
Nebenbestimmungen bearbeiten
(Geschäftsprozessdiagramm)
 

ALLGEMEIN

Prozesstyp Kernprozess

FIM

Klassifikation (FIM)

Name des
Ordnungsrahmens

Version des
Ordnungsrahmens

Name der Klasse ID der Klasse

FIM Prozesskatalog   Antrag Änderung
Aufenthaltserlaubnis mit
Nebenbestimmungen
bearbeiten

99010030011000

Referenzierte Prozessbibliothek FIM Prozessbibliothek Bund

Referenzierte LeiKa-Leistung Aufenthaltserlaubnis mit Nebenbestimmungen Änderung

Prozessschlüssel 99010030011000

Bezeichnung (FIM) Aufenthaltserlaubnis mit Nebenbestimmungen Änderung

Stand vom 05.08.2024

Version (FIM) 01.00.00

Fachlich freigebende Stelle Bundesministerium des Innern und für Heimat (BMI)

Bundesland (FIM)

Bezeichnung

01: Schleswig-Holstein

02: Hamburg

03: Niedersachsen

04: Bremen

05: Nordrhein-Westfalen

06: Hessen

07: Rheinland-Pfalz
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Bezeichnung

08: Baden-Württemberg

09: Bayern

10: Saarland

11: Berlin

12: Brandenburg

13: Mecklenburg-Vorpommern

14: Sachsen

15: Sachsen-Anhalt

16: Thüringen

FIM DETAILS

Detaillierungsstufe (FIM)

Name

101: Stamminformation

Handlungsgrundlage (FIM)

Name der Handlungsgrundlage (FIM) Art der Handlungsgrundlage (FIM) Verweis auf Handlungsgrundlage
(FIM)

§§ 12 - 12a Aufenthaltsgesetz
(AufenthG)

104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthg_2004/BJNR1950
10004.html#BJNR1950100
04BJNG000801310:~:text=%C2
%A7%2012%C2%A0Geltungsber
eich,begr%C3%BCndeten%20Einzelf
%C3%A4llen%20unber%C3%BChrt.

Definition (FIM) • Ausländerbehörden können bestimmte Aufenthaltstitel  mit
Bedingungen erteilen oder verlängern (Auflagen, Beschränkungen
etc.). Diese Hinweise werden Nebenbestimmungen genannt.

• Wenn sich die Umstände, die dem Erlass der Nebenbestimmung zu
Grunde lagen, geändert haben, können Inhaber von Aufenthaltstiteln,
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die mit einer Nebenbestimmung verbunden sind, die Änderung
der Nebenbestimmung bei der zuständigen Ausländerbehörde
beantragen.

Menge 0

Zeitspanne Pro Jahr

Initiator Antragstellende Person

Hauptakteur Ausländerbehörde

Mitwirkender • Ausländerbehörde
• Bundesdruckerei GmbH
• Dolmetscher

Ergebnisempfänger Antragstellende Person

Auslöser daten- /formularbasiert (FIM)

Dokumentsteckbrief ID

Antrag Aufenthaltserlaubnis mit Nebenbestimmungen
Änderung

D00000382

Ergebnis Sonstige (FIM) • Änderung der Nebenbestimmungen veranlassen
• Ablehnung des Antrags auf Änderung von Nebenbestimmungen

 

FIM ZUSTANDSANGABEN

Letzter Änderungszeitpunkt 31.07.2024 15:30

Letzter Bearbeiter FIM-Baustein Prozesse

Status 6: fachlich freigegeben (gold)

Fachlich freigegeben am 02.07.2024 10:27

Formell freigegeben am 31.07.2024 00:00

Gültig ab (FIM) 25.08.2008 00:00

LEBENSZYKLUS

Status Freigegeben

Version 1.00

Versionshistorie

Kommentar Datum Benutzer Modellversion Modellstatus

Neues Modell wurde
erstellt.

28.11.2023 08:04
Blessing Paula
(zenBred05@bmi.bun
d.de)

0.01 In Bearbeitung

Kommentar: Bitte um
methodische Prüfung
des Prozesses
"Antrag Änderung
Aufenthaltserlaubnis
mit
Nebenbestimmungen
bearbeiten"

22.05.2024 11:41
Blessing Paulina
(Bundesredaktion2)

0.01 In methodischer
Prüfung
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Kommentar Datum Benutzer Modellversion Modellstatus
(Der
Zustandsübergang
"Zur methodischen
Prüfung weiterleiten"
wurde durchgeführt.)

Kommentar: Bitte
Anmerkungen
per E-Mail
berücksichtigen.Ihr
FIM-Baustein
Prozesse
(Der
Zustandsübergang
"Zurückweisen" wurde
durchgeführt.)

17.06.2024 12:33
Prozessmanagement
@mv-regierung.de

0.02 In Bearbeitung

Der
Zustandsübergang
"Zur methodischen
Prüfung weiterleiten"
wurde durchgeführt.

30.07.2024 16:27
Blessing Paulina
(Bundesredaktion2)

0.02 In methodischer
Prüfung

Kommentar: Hallo
Paulina, ich habe
einige Dinge korrigiert
- siehe Kommentare.
Zur offenen Frage
habe ich einen
Vorschlag modelliert.
Wenn du damit
einverstanden bist,
können wir den
Prozess freigeben.
LG vom Baustein
Prozesse
(Der
Zustandsübergang
"Zurückweisen" wurde
durchgeführt.)

31.07.2024 14:27
Prozessmanagement
@mv-regierung.de

0.03 In Bearbeitung

Der
Zustandsübergang
"Zur methodischen
Prüfung weiterleiten"
wurde durchgeführt.

31.07.2024 16:42
Prozessmanagement
@mv-regierung.de

0.03 In methodischer
Prüfung

Kommentar: Bitte die
fachliche Freigabe (im
Auftrag) in ADONIS
vornehmen.

Anschließend
benötigen wir als FIM-
Baustein Prozesse
einen Export des
Prozessmodells inkl.
aller Objekte aus dem
Admin-Tool (eine axr-
Datei wird erzeugt).

31.07.2024 16:45
Prozessmanagement
@mv-regierung.de

0.03 In fachlicher Prüfung
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Kommentar Datum Benutzer Modellversion Modellstatus
Dann können wir
das Prozessmodell
im FIM-Portal
veröffentlichen.
(Der
Zustandsübergang
"Zur fachlichen
Prüfung weiterleiten"
wurde durchgeführt.)

Der
Zustandsübergang
"Freigeben" wurde
durchgeführt.

05.08.2024 12:43
Matzek (Admin) Diana
(matzekD)

1.00 Freigegeben

Gültig ab 05.08.2024

Gültig bis 05.08.2025

Wiedervorlagedatum 05.07.2025

SYSTEMINFORMATION

Autor Blessing Paula (zenBred05@bmi.bund.de)

Angelegt am 28.11.2023 08:04

Letzter Bearbeiter subadmin@mvnet.de

Letzte Änderung am 05.08.2024 13:46
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01 Unterlagen entgegennehmen (Teilprozess)

RAG (FIM)

RAG-Typ (FIM) 1: Information empfangen

RAG-Version (FIM) 1.00

ID der Aktivitätengruppe (FIM) 01

Handlungsgrundlage (FIM)

Name der Handlungsgrundlage (FIM) Art der Handlungsgrundlage (FIM) Verweis auf Handlungsgrundlage
(FIM)

§ 12(2) Aufenthaltsgesetz (AufenthG) 104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthg_2004/__12.html

§ 4a Aufenthaltsgesetz (AufenthG) 104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthg_2004/__4a.html

§ 18 Aufenthaltsgesetz (AufenthG) 104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthg_2004/__18.html

§ 82 Aufenthaltsgesetz (AufenthG) 104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthg_2004/__82.html

§12 a Aufenthaltsgesetz (AufenthG) 104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthg_2004/__12a.html

§ 71 (1) - (2) Aufenthaltsgesetz
(AufenthG)

104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthg_2004/__71.html

§ 9 Beschäftigungsverordnung
(BeschV)

111: Rechtsverordnung
https://www.gesetze-im-internet.de/
beschv_2013/__9.html

RAG-Beschreibung (FIM) § 12 AufenthG (Geltungsbereich; Nebenbestimmungen)
(2)
Das Visum und die Aufenthaltserlaubnis können mit Bedingungen erteilt und
verlängert werden. Sie können, auch nachträglich, mit Auflagen, insbesondere
einer räumlichen Beschränkung, verbunden werden. Insbesondere kann die
Aufenthaltserlaubnis mit einer räumlichen Beschränkung versehen werden, wenn
ein Ausweisungsinteresse nach § 54 Absatz 1 Nummer 1 oder 1a besteht und
dies erforderlich ist, um den Ausländer aus einem Umfeld zu lösen, welches die
wiederholte Begehung erheblicher Straftaten begünstigt.
§ 4a AufenthG (Zugang zur Erwerbstätigkeit)
(2) Sofern die Ausübung einer Beschäftigung gesetzlich verboten oder
beschränkt ist, bedarf die Ausübung einer Beschäftigung oder einer über die
Beschränkung hinausgehenden Beschäftigung der Erlaubnis; diese kann
dem Vorbehalt der Zustimmung durch die Bundesagentur für Arbeit nach § 39
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unterliegen. Die Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit kann beschränkt
erteilt werden. Bedarf die Erlaubnis nicht der Zustimmung der Bundesagentur
für Arbeit, gilt § 40 Absatz 2 oder Absatz 3 für die Versagung der Erlaubnis
entsprechend.
 
§18 AufenthG (Grundsatz der Fachkräfteeinwanderung; allgemeine
Bestimmungen)
(1)
Die Zulassung ausländischer Beschäftigter orientiert sich an den Erfordernissen
des Wirtschafts- und Wissenschaftsstandortes Deutschland unter
Berücksichtigung der Verhältnisse auf dem Arbeitsmarkt. Die besonderen
Möglichkeiten für ausländische Fach- und Arbeitskräfte dienen der Sicherung der
Fach- und Arbeitskräftebasis und der Stärkung der sozialen Sicherungssysteme.
Sie sind ausgerichtet auf die nachhaltige Integration von Fachkräften sowie
Arbeitskräften mit ausgeprägter Berufserfahrung in den Arbeitsmarkt und die
Gesellschaft unter Beachtung der Interessen der öffentlichen Sicherheit.
(2)
Die Erteilung eines Aufenthaltstitels zur Ausübung einer Beschäftigung nach
diesem Abschnitt setzt voraus, dass
1. ein konkretes Arbeitsplatzangebot vorliegt,
2. die Bundesagentur für Arbeit nach § 39 zugestimmt hat; dies gilt nicht,
wenn durch Gesetz, zwischenstaatliche Vereinbarung oder durch die
Beschäftigungsverordnung bestimmt ist, dass die Ausübung der Beschäftigung
ohne Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit zulässig ist; in diesem Fall
kann die Erteilung des Aufenthaltstitels auch versagt werden, wenn einer der
Tatbestände des § 40 Absatz 2 oder 3 vorliegt,
3. eine Berufsausübungserlaubnis erteilt wurde oder zugesagt ist, soweit diese
erforderlich ist,
4. die Gleichwertigkeit der Qualifikation festgestellt wurde oder ein anerkannter
ausländischer oder ein einem deutschen Hochschulabschluss vergleichbarer
ausländischer Hochschulabschluss vorliegt, soweit dies eine Voraussetzung für
die Erteilung des Aufenthaltstitels ist,
 
§ 82 AufenthG (Mitwirkung des Ausländers)
(6) Ausländer, die im Besitz einer Aufenthaltserlaubnis nach Kapitel 2 Abschnitt
3 oder 4 sind, sind verpflichtet, der zuständigen Ausländerbehörde innerhalb
von zwei Wochen ab Kenntnis mitzuteilen, dass die Ausbildung oder die
Erwerbstätigkeit, für die der Aufenthaltstitel erteilt wurde, vorzeitig beendet
wurde. Der Ausländer ist bei Erteilung des Aufenthaltstitels über seine
Verpflichtung nach Satz 1 zu unterrichten.
 
§ 9 BeschV (Beschäftigung bei Vorbeschäftigungszeiten oder längerem
Voraufenthalt)
(1)
Keiner Zustimmung bedarf die Ausübung einer Beschäftigung bei
Ausländerinnen und Ausländern, die eine Aufenthaltserlaubnis besitzen und
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1. zwei Jahre rechtmäßig eine versicherungspflichtige Beschäftigung im
Bundesgebiet ausgeübt haben oder
2. sich seit drei Jahren ununterbrochen erlaubt, geduldet oder mit einer
Aufenthaltsgestattung im Bundesgebiet aufhalten; Unterbrechungszeiten werden
entsprechend § 51 Absatz 1 Nummer 7 des Aufenthaltsgesetzes berücksichtigt.
(2)
Auf die Beschäftigungszeit nach Absatz 1 Nummer 1 werden nicht angerechnet
Zeiten
1. von Beschäftigungen, die vor dem Zeitpunkt liegen, an dem die Ausländerin
oder der Ausländer unter Aufgabe ihres oder seines gewöhnlichen Aufenthaltes
ausgereist war,
2. einer nach dem Aufenthaltsgesetz oder dieser Verordnung zeitlich begrenzten
Beschäftigung und
3.einer Beschäftigung, für die die Ausländerin oder der Ausländer auf Grund
einer zwischenstaatlichen Vereinbarung von der Zustimmungspflicht für eine
Beschäftigung befreit war.
(3)
Auf die Aufenthaltszeit nach Absatz 1 Nummer 2 werden Zeiten eines
Aufenthaltes nach § 16b des Aufenthaltsgesetzes nur zur Hälfte und nur
bis zu zwei Jahren angerechnet. Zeiten einer Beschäftigung, die nach dem
Aufenthaltsgesetz oder dieser Verordnung zeitlich begrenzt ist, werden auf die
Aufenthaltszeit angerechnet, wenn der Ausländerin oder dem Ausländer ein
Aufenthaltstitel für einen anderen Zweck als den der Beschäftigung erteilt wird.
 
§12a AufenthG (Wohnsitzregelung)
(1)
Zur Förderung seiner nachhaltigen Integration in die Lebensverhältnisse
der Bundesrepublik Deutschland ist ein Ausländer, der als Asylberechtigter,
Flüchtling im Sinne von § 3 Absatz 1 des Asylgesetzes oder subsidiär
Schutzberechtigter im Sinne von § 4 Absatz 1 des Asylgesetzes anerkannt
worden ist oder dem nach §§ 22, 23, 24 Absatz 1 oder 25 Absatz 3 erstmalig
eine Aufenthaltserlaubnis erteilt worden ist, verpflichtet, für den Zeitraum
von drei Jahren ab Anerkennung oder Erteilung der Aufenthaltserlaubnis
in dem Land seinen gewöhnlichen Aufenthalt (Wohnsitz) zu nehmen, in
das er zur Durchführung seines Asylverfahrens oder im Rahmen seines
Aufnahmeverfahrens zugewiesen oder gemäß § 24 Absatz 3 verteilt
worden ist. Satz 1 findet keine Anwendung, wenn der Ausländer, sein
Ehegatte, eingetragener Lebenspartner oder ein minderjähriges lediges
Kind, mit dem er verwandt ist und in familiärer Lebensgemeinschaft lebt,
eine sozialversicherungspflichtige Beschäftigung mit einem Umfang
von mindestens 15 Stunden wöchentlich aufnimmt oder aufgenommen
hat, durch die diese Person mindestens über ein Einkommen in Höhe
des monatlichen durchschnittlichen Bedarfs nach den §§ 20 und 22 des
Zweiten Buches Sozialgesetzbuch für eine Einzelperson verfügt, oder eine
Berufsausbildung aufnimmt oder aufgenommen hat oder in einem Studien-
oder Ausbildungsverhältnis steht oder einen Integrationskurs nach § 43, einen
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Berufssprachkurs nach § 45a, eine Qualifizierungsmaßnahme von einer Dauer
von mindestens drei Monaten, die zu einer Berufsanerkennung führt, oder
eine Weiterbildungsmaßnahme nach den §§ 81 und 82 des Dritten Buches
Sozialgesetzbuch aufnimmt, aufgenommen oder abgeschlossen hat, sofern der
Kurs oder die Maßnahme nicht an dem nach Satz 1 verpflichtenden Wohnsitz
ohne Verzögerung durchgeführt oder fortgesetzt werden kann. Die Frist nach
Satz 1 kann um den Zeitraum verlängert werden, für den der Ausländer seiner
nach Satz 1 bestehenden Verpflichtung nicht nachkommt. Fallen die Gründe
nach Satz 2 innerhalb von drei Monaten weg, wirkt die Verpflichtung zur
Wohnsitznahme nach Satz 1 in dem Land fort, in das der Ausländer seinen
Wohnsitz verlegt hat.
(1a)
Wird ein Ausländer, dessen gewöhnlicher Aufenthalt durch eine Verteilungs- oder
Zuweisungsentscheidung nach dem Achten Buch Sozialgesetzbuch bestimmt
wird, volljährig, findet ab Eintritt der Volljährigkeit Absatz 1 Anwendung; die
Wohnsitzverpflichtung erwächst in dem Land, in das er zuletzt durch Verteilungs-
oder Zuweisungsentscheidung zugewiesen wurde. Die bis zur Volljährigkeit
verbrachte Aufenthaltszeit ab Anerkennung als Asylberechtigter, Flüchtling im
Sinne von § 3 Absatz 1 des Asylgesetzes oder subsidiär Schutzberechtigter im
Sinne von § 4 Absatz 1 des Asylgesetzes oder nach erstmaliger Erteilung eines
Aufenthaltstitels nach den §§ 22, 23, 24 Absatz 1 oder 25 Absatz 3 wird auf die
Frist nach Absatz 1 Satz 1 angerechnet.
(2)
Ein Ausländer, der der Verpflichtung nach Absatz 1 unterliegt und der in einer
Aufnahmeeinrichtung oder anderen vorübergehenden Unterkunft wohnt, kann
innerhalb von sechs Monaten nach Anerkennung, Aufnahme oder Erteilung einer
Aufenthaltserlaubnis nach § 24 Absatz 1 längstens bis zum Ablauf der nach
Absatz 1 geltenden Frist zu seiner Versorgung mit angemessenem Wohnraum
verpflichtet werden, seinen Wohnsitz an einem bestimmten Ort zu nehmen, wenn
dies der Förderung seiner nachhaltigen Integration in die Lebensverhältnisse
der Bundesrepublik Deutschland nicht entgegensteht. Soweit im Einzelfall eine
Zuweisung angemessenen Wohnraums innerhalb von sechs Monaten nicht
möglich war, kann eine Zuweisung nach Satz 1 innerhalb von einmalig weiteren
sechs Monaten erfolgen.
(3)
Zur Förderung seiner nachhaltigen Integration in die Lebensverhältnisse der
Bundesrepublik Deutschland kann ein Ausländer, der der Verpflichtung nach
Absatz 1 unterliegt, innerhalb von sechs Monaten nach Anerkennung oder
erstmaliger Erteilung der Aufenthaltserlaubnis verpflichtet werden, längstens
bis zum Ablauf der nach Absatz 1 geltenden Frist seinen Wohnsitz an einem
bestimmten Ort zu nehmen, wenn dadurch
1. seine Versorgung mit angemessenem Wohnraum,
2. sein Erwerb ausreichender mündlicher Deutschkenntnisse im Sinne des
Niveaus B1 des Gemeinsamen Europäischen Referenzrahmens für Sprachen
und
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3.unter Berücksichtigung der örtlichen Lage am Ausbildungs- und Arbeitsmarkt
die Aufnahme einer Erwerbstätigkeit
erleichtert werden kann. Bei der Entscheidung nach Satz 1 können zudem
besondere örtliche, die Integration fördernde Umstände berücksichtigt werden,
insbesondere die Verfügbarkeit von Bildungs- und Betreuungsangeboten für
minderjährige Kinder und Jugendliche.
(4)
Ein Ausländer, der der Verpflichtung nach Absatz 1 unterliegt, kann zur
Vermeidung von sozialer und gesellschaftlicher Ausgrenzung bis zum Ablauf der
nach Absatz 1 geltenden Frist auch verpflichtet werden, seinen Wohnsitz nicht an
einem bestimmten Ort zu nehmen, insbesondere wenn zu erwarten ist, dass der
Ausländer Deutsch dort nicht als wesentliche Verkehrssprache nutzen wird. Die
Situation des dortigen Ausbildungs- und Arbeitsmarktes ist bei der Entscheidung
zu berücksichtigen.
(5)
Eine Verpflichtung oder Zuweisung nach den Absätzen 1 bis 4 ist auf Antrag des
Ausländers aufzuheben,
1. wenn der Ausländer nachweist, dass in den Fällen einer Verpflichtung oder
Zuweisung nach den Absätzen 1 bis 3 an einem anderen Ort, oder im Falle
einer Verpflichtung nach Absatz 4 an dem Ort, an dem er seinen Wohnsitz nicht
nehmen darf,
a) ihm oder seinem Ehegatten, eingetragenen Lebenspartner oder einem
minderjährigen ledigen Kind, mit dem er verwandt ist und in familiärer
Lebensgemeinschaft lebt, eine sozialversicherungspflichtige Beschäftigung im
Sinne von Absatz 1 Satz 2, ein den Lebensunterhalt überwiegend sicherndes
Einkommen oder ein Ausbildungs- oder Studienplatz zur Verfügung steht,
b) ihm oder seinem Ehegatten, seinem eingetragenen Lebenspartner
oder einem minderjährigen ledigen Kind, mit dem er verwandt ist und in
familiärer Lebensgemeinschaft lebt, ein Integrationskurs nach § 43, ein
Berufssprachkurs nach § 45a, eine Qualifizierungsmaßnahme von einer Dauer
von mindestens drei Monaten, die zu einer Berufsanerkennung führt, oder
eine Weiterbildungsmaßnahme nach den §§ 81 und 82 des Dritten Buches
Sozialgesetzbuch zeitnah zur Verfügung steht, oder
c) der Ehegatte, eingetragene Lebenspartner oder ein minderjähriges
lediges Kind, mit dem er verwandt ist und mit dem er zuvor in familiärer
Lebensgemeinschaft gelebt hat, an einem anderen Wohnort leben,
2. zur Vermeidung einer Härte; eine Härte liegt insbesondere vor, wenn
a) nach Einschätzung des zuständigen Jugendamtes Leistungen und
Maßnahmen der Kinder- und Jugendhilfe nach dem Achten Buch
Sozialgesetzbuch mit Ortsbezug beeinträchtigt würden,
b) aus anderen dringenden persönlichen Gründen die Übernahme durch ein
anderes Land zugesagt wurde oder
c) für den Betroffenen aus sonstigen Gründen vergleichbare unzumutbare
Einschränkungen entstehen.
Fallen die Aufhebungsgründe nach Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a innerhalb von
drei Monaten ab Bekanntgabe der Aufhebung weg, wirkt die Verpflichtung zur
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Wohnsitznahme nach Absatz 1 Satz 1 in dem Land fort, in das der Ausländer
seinen Wohnsitz verlegt hat. Im Fall einer Aufhebung nach Satz 1 Nummer 2
ist dem Ausländer, längstens bis zum Ablauf der nach Absatz 1 geltenden Frist,
eine Verpflichtung nach Absatz 3 oder 4 aufzuerlegen, die seinem Interesse
Rechnung trägt.
(6)
Bei einem Familiennachzug zu einem Ausländer, der einer Verpflichtung oder
Zuweisung nach den Absätzen 1 bis 4 unterliegt, gilt die Verpflichtung oder
Zuweisung längstens bis zum Ablauf der nach Absatz 1 für den Ausländer
geltenden Frist auch für den nachziehenden Familienangehörigen, soweit
die zuständige Behörde nichts anderes angeordnet hat. Absatz 5 gilt für die
nachziehenden Familienangehörigen entsprechend.
(7)
Die Absätze 1 bis 6 gelten nicht für Ausländer, deren Anerkennung oder
erstmalige Erteilung der Aufenthaltserlaubnis im Sinne des Absatzes 1 vor dem
1. Januar 2016 erfolgte.
(8)
Widerspruch und Klage gegen Verpflichtungen nach den Absätzen 2 bis 4 haben
keine aufschiebende Wirkung.
(9)
Die Länder können im Hinblick auf Ausländer, die der Verpflichtung nach
Absatz 1 unterliegen, hinsichtlich Organisation, Verfahren und angemessenen
Wohnraums durch Rechtsverordnung der Landesregierung oder andere
landesrechtliche Regelungen Näheres bestimmen zu
1. der Verteilung innerhalb des Landes nach Absatz 2,
2. dem Verfahren für Zuweisungen und Verpflichtungen nach den Absätzen 2 bis
4,
3. den Anforderungen an den angemessenen Wohnraum im Sinne der Absätze
2, 3 Nummer 1 und von Absatz 5 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a sowie der Form
seines Nachweises,
4. der Art und Weise des Belegs einer sozialversicherungspflichtigen
Beschäftigung nach Absatz 1 Satz 2, eines den Lebensunterhalt sichernden
Einkommens sowie eines Ausbildungs- oder Studienplatzes im Sinne der
Absätze 1 und 5 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a,
5. der Verpflichtung zur Aufnahme durch die zum Wohnort bestimmte Gemeinde
und zu dem Aufnahmeverfahren.
(10)
§ 12 Absatz 2 Satz 2 bleibt für wohnsitzbeschränkende Auflagen in besonders
begründeten Einzelfällen unberührt.
 
§ 71 AufenthG (Zuständigkeit)
(1)
Für aufenthalts- und passrechtliche Maßnahmen und Entscheidungen nach
diesem Gesetz und nach ausländerrechtlichen Bestimmungen in anderen
Gesetzen sind die Ausländerbehörden zuständig. Die Landesregierung oder
die von ihr bestimmte Stelle kann bestimmen, dass für einzelne Aufgaben nur
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eine oder mehrere bestimmte Ausländerbehörden zuständig sind. Nach Satz
2 kann durch die zuständigen Stellen der betroffenen Länder auch geregelt
werden, dass den Ausländerbehörden eines Landes für die Bezirke von
Ausländerbehörden verschiedener Länder Aufgaben zugeordnet werden. Für
die Vollziehung von Abschiebungen ist in den Ländern jeweils eine zentral
zuständige Stelle zu bestimmen. Die Länder sollen jeweils mindestens eine
zentrale Ausländerbehörde einrichten, die bei Visumanträgen nach § 6 zu
Zwecken nach den §§ 16a, 16d, 17 Absatz 1, den §§ 18a, 18b, 18c Absatz 3,
den §§ 18d, 18f, 19, 19b, 19c und 20 sowie bei Visumanträgen des Ehegatten
oder der minderjährigen ledigen Kinder zum Zweck des Familiennachzugs, die in
zeitlichem Zusammenhang gestellt werden, die zuständige Ausländerbehörde ist.
(2)
Im Ausland sind für Pass- und Visaangelegenheiten die vom Auswärtigen
Amt ermächtigten Auslandsvertretungen zuständig. Das Auswärtige Amt wird
ermächtigt, durch Rechtsverordnung

Eingehende Daten (FIM)

Dokumentsteckbrief ID

Reisepass D99000000026

Aufenthaltstitel D00000074

Antrag Aufenthaltserlaubnis mit Nebenbestimmungen
Änderung

D00000382

Nachweise Lebensunterhalt D00000483

Eheurkunde D00000269

Mietvertrag (Aufenthalt) D00000259

Nachweis Arbeitsplatzangebot D00000484

Lebenspartnerschaftsurkunde D00000273

Ausweisdokument D00000253

Einkommensnachweis (Aufenthalt) D00000261
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Dokumentsteckbrief ID
Nachweis Altersversorgung D99000000019

Scheidungsurkunde D00000542

Erklärung Beschäftigungsverhältnis inkl. Zusatzblatt D99000000027

Nachweis Krankenversicherung (Aufenthalt) D00000264

Eingehende Daten - sonstige (FIM) • Nachweise über die Änderung Ihrer persönlichen Lebensumstände
(zum Beispiel Wohnortwechsel, Eheschließung oder Scheidung,
Geburt eines Kindes),

• Nachweise über die Änderung Ihrer Ausbildungssituation (zum
Beispiel Wechsel des Praktikums, Ausbildungs- oder Studienplatzes),

• Nachweise über die Änderung Ihrer Arbeitssituation (zum
Beispiel neues Arbeitsplatzangebot in Form der  Erklärung zum
Beschäftigungsverhältnis, Wechsel des Arbeitsplatzes, Aufnahme
einer selbständigen Tätigkeit).

RAG DETAILS (FIM)

Information empfangen

Empfangene Daten Empfangene Daten
(Sonstige)

Übermittlungsart (Codeliste) Absender

Reisepass   99: Keine Vorgabe Antragstellende Person

Aufenthaltstitel   99: Keine Vorgabe Antragstellende Person

Antrag Aufenthaltserlaubnis
mit Nebenbestimmungen
Änderung

  99: Keine Vorgabe Antragstellende Person

Nachweise Lebensunterhalt   99: Keine Vorgabe Antragstellende Person

Eheurkunde   99: Keine Vorgabe Antragstellende Person

Mietvertrag (Aufenthalt)   99: Keine Vorgabe Antragstellende Person

Nachweis
Arbeitsplatzangebot

  99: Keine Vorgabe Antragstellende Person

  99: Keine Vorgabe Antragstellende Person
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Empfangene Daten Empfangene Daten
(Sonstige)

Übermittlungsart (Codeliste) Absender

Lebenspartnerschaftsurkund
e

Ausweisdokument   99: Keine Vorgabe Antragstellende Person

Einkommensnachweis
(Aufenthalt)

  99: Keine Vorgabe Antragstellende Person

Nachweis Altersversorgung   99: Keine Vorgabe Antragstellende Person

Scheidungsurkunde   99: Keine Vorgabe Antragstellende Person

Erklärung
Beschäftigungsverhältnis
inkl. Zusatzblatt

  99: Keine Vorgabe Antragstellende Person

Nachweis
Krankenversicherung
(Aufenthalt)

  99: Keine Vorgabe Antragstellende Person

DARSTELLUNG

Darstellung (Name) innerhalb

Ausrichtung (senkrecht) zentriert

Ausrichtung (horizontal) zentriert

Visualisierte Werte Referenz

Kennzeichen anzeigen ("i"), wenn
eine Beschreibung eingegeben ist

Ja

02 Zuständigkeit prüfen (Teilprozess)

RAG (FIM)

RAG-Typ (FIM) 3: Sachverhalt formell prüfen

RAG-Version (FIM) 1.00

ID der Aktivitätengruppe (FIM) 02

Handlungsgrundlage (FIM)
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Name der Handlungsgrundlage (FIM) Art der Handlungsgrundlage (FIM) Verweis auf Handlungsgrundlage
(FIM)

§ 71 (1) - (2) Aufenthaltsgesetz
(AufenthG)

104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthg_2004/__71.html

RAG-Beschreibung (FIM) § 71 AufenthG (Zuständigkeit)
(1)
Für aufenthalts- und passrechtliche Maßnahmen und Entscheidungen nach
diesem Gesetz und nach ausländerrechtlichen Bestimmungen in anderen
Gesetzen sind die Ausländerbehörden zuständig. Die Landesregierung oder
die von ihr bestimmte Stelle kann bestimmen, dass für einzelne Aufgaben nur
eine oder mehrere bestimmte Ausländerbehörden zuständig sind. Nach Satz
2 kann durch die zuständigen Stellen der betroffenen Länder auch geregelt
werden, dass den Ausländerbehörden eines Landes für die Bezirke von
Ausländerbehörden verschiedener Länder Aufgaben zugeordnet werden. Für
die Vollziehung von Abschiebungen ist in den Ländern jeweils eine zentral
zuständige Stelle zu bestimmen. Die Länder sollen jeweils mindestens eine
zentrale Ausländerbehörde einrichten, die bei Visumanträgen nach § 6 zu
Zwecken nach den §§ 16a, 16d, 17 Absatz 1, den §§ 18a, 18b, 18c Absatz 3,
den §§ 18d, 18f, 19, 19b, 19c und 20 sowie bei Visumanträgen des Ehegatten
oder der minderjährigen ledigen Kinder zum Zweck des Familiennachzugs, die in
zeitlichem Zusammenhang gestellt werden, die zuständige Ausländerbehörde ist.
(2)
Im Ausland sind für Pass- und Visaangelegenheiten die vom Auswärtigen
Amt ermächtigten Auslandsvertretungen zuständig. Das Auswärtige Amt wird
ermächtigt, durch Rechtsverordnung

RAG DETAILS (FIM)

Art der formellen Prüfung (FIM) 1: sachliche Zuständigkeit, 2: örtliche Zuständigkeit, 3: instanzielle Zuständigkeit

DARSTELLUNG

Darstellung (Name) innerhalb

Ausrichtung (senkrecht) zentriert

Ausrichtung (horizontal) zentriert

Visualisierte Werte Referenz

Kennzeichen anzeigen ("i"), wenn
eine Beschreibung eingegeben ist

Ja

03 Sprache prüfen und Unterlagen übersetzen (Teilprozess)

ALLGEMEIN
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Teilprozesstyp Aufrufend

aufgerufener Prozess TP_Sprache prüfen und Unterlagen übersetzen 1.00

RAG (FIM)

ID der Aktivitätengruppe (FIM) 03

DARSTELLUNG

Darstellung (Name) innerhalb

Ausrichtung (senkrecht) zentriert

Ausrichtung (horizontal) zentriert

Visualisierte Werte Name als Referenz (Hyperlink)

Kennzeichen anzeigen ("i"), wenn
eine Beschreibung eingegeben ist

Ja

04 Antrag auf Vollständigkeit prüfen (Teilprozess)

RAG (FIM)

RAG-Typ (FIM) 3: Sachverhalt formell prüfen

RAG-Version (FIM) 1.00

ID der Aktivitätengruppe (FIM) 04

Handlungsgrundlage (FIM)

Name der Handlungsgrundlage (FIM) Art der Handlungsgrundlage (FIM) Verweis auf Handlungsgrundlage
(FIM)

§ 86 Aufenthaltsgesetz (AufenthG) 104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthg_2004/__86.html

RAG-Beschreibung (FIM) § 86 AufenthG (Erhebung personenbezogener Daten)
Die mit der Ausführung dieses Gesetzes betrauten Behörden dürfen zum Zweck
der Ausführung dieses Gesetzes und ausländerrechtlicher Bestimmungen
in anderen Gesetzen personenbezogene Daten erheben, soweit dies zur
Erfüllung ihrer Aufgaben nach diesem Gesetz und nach ausländerrechtlichen
Bestimmungen in anderen Gesetzen erforderlich ist. Personenbezogene
Daten, deren Verarbeitung nach Artikel 9 Absatz 1 der Verordnung (EU)
2016/679 untersagt ist, dürfen erhoben werden, soweit dies im Einzelfall zur
Aufgabenerfüllung erforderlich ist.

RAG DETAILS (FIM)

Art der formellen Prüfung (FIM) 4: Verfahren

DARSTELLUNG

Darstellung (Name) innerhalb

Ausrichtung (senkrecht) zentriert
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Ausrichtung (horizontal) zentriert

Visualisierte Werte Referenz

Kennzeichen anzeigen ("i"), wenn
eine Beschreibung eingegeben ist

Ja

05 Angaben klären (Teilprozess)

RAG (FIM)

RAG-Typ (FIM) 7: Beteiligung durchführen

RAG-Version (FIM) 1.00

ID der Aktivitätengruppe (FIM) 05

Handlungsgrundlage (FIM)

Name der Handlungsgrundlage (FIM) Art der Handlungsgrundlage (FIM) Verweis auf Handlungsgrundlage
(FIM)

§ 82 (1) Aufenthaltsgesetz (AufenthG) 104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthg_2004/__82.html

RAG-Beschreibung (FIM) § 82 AufenthG (Mitwirkungspflichten)
 (1) 
(...)
Die Ausländerbehörde kann ihm dafür eine angemessene Frist setzen. Sie setzt
ihm eine solche Frist, wenn sie die Bearbeitung eines Antrags auf Erteilung eines
Aufenthaltstitels wegen fehlender oder unvollständiger Angaben aussetzt, und
benennt dabei die nachzuholenden Angaben. Nach Ablauf der Frist geltend
gemachte Umstände und beigebrachte Nachweise können unberücksichtigt
bleiben. (...)

RAG DETAILS (FIM)

Empfangene Daten

Empfangene Daten Empfangene Daten
(Sonstige)

Übermittlungsart Absender

Antwort 99: Keine Vorgabe Antragstellende Person

Bereitgestellte Daten

Bereitgestellte Daten Bereitgestellte Daten
(Sonstige)

Übermittlungsart Empfänger

Nachfrage 99: Keine Vorgabe Antragstellende Person

Beteiligungsform (FIM)

Name
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Name
3: Auskunft

Mitwirkungspflicht (FIM) Ja

DARSTELLUNG

Darstellung (Name) innerhalb

Ausrichtung (senkrecht) zentriert

Ausrichtung (horizontal) zentriert

Visualisierte Werte Referenz

Kennzeichen anzeigen ("i"), wenn
eine Beschreibung eingegeben ist

Ja

06 Antragsgrund prüfen (Teilprozess)
 

RAG (FIM)

RAG-Typ (FIM) 4: Sachverhalt beurteilen/entscheiden ohne Spielraum

RAG-Version (FIM) 2.00

ID der Aktivitätengruppe (FIM) 06

Handlungsgrundlage (FIM)

Name der Handlungsgrundlage (FIM) Art der Handlungsgrundlage (FIM) Verweis auf Handlungsgrundlage
(FIM)

§ 12 (2) Aufenthaltsgesetz (AufenthG) 104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthg_2004/__12.html

§ 82 (6) Aufenthaltsgesetz (AufenthG) 104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthg_2004/__82.html

§ 12a (5) Aufenthaltsgesetz
(AufenthG)

104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthg_2004/__12a.html

§ 4a (1) - (3) Aufenthaltsgesetz
(AufenthG)

104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthg_2004/__4a.html

RAG-Beschreibung (FIM) § 12 AufenthG (Geltungsbereich; Nebenbestimmungen)
(2)Das Visum und die Aufenthaltserlaubnis können mit Bedingungen erteilt und
verlängert werden. Sie können, auch nachträglich, mit Auflagen, insbesondere
einer räumlichen Beschränkung, verbunden werden. Insbesondere kann die
Aufenthaltserlaubnis mit einer räumlichen Beschränkung versehen werden,
wenn ein Ausweisungsinteresse nach § 54 Absatz 1 Nummer 1 oder 1a
besteht und dies erforderlich ist, um den Ausländer aus einem Umfeld zu
lösen, welches die wiederholte Begehung erheblicher Straftaten begünstigt.  §
82 AufenthG (Mitwirkung des Ausländers)(6)Ausländer, die im Besitz
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einer Aufenthaltserlaubnis nach Kapitel 2 Abschnitt 3 oder 4 sind, sind
verpflichtet, der zuständigen Ausländerbehörde innerhalb von zwei Wochen
ab Kenntnis mitzuteilen, dass die Ausbildung oder die Erwerbstätigkeit, für
die der Aufenthaltstitel erteilt wurde, vorzeitig beendet wurde. Der Ausländer
ist bei Erteilung des Aufenthaltstitels über seine Verpflichtung nach Satz 1 zu
unterrichten.  
§ 12a AufenthG (Wohnsitzregelung)
(5)
Eine Verpflichtung oder Zuweisung nach den Absätzen 1 bis 4 ist auf Antrag des
Ausländers aufzuheben,
1. wenn der Ausländer nachweist, dass in den Fällen einer Verpflichtung oder
Zuweisung nach den Absätzen 1 bis 3 an einem anderen Ort, oder im Falle
einer Verpflichtung nach Absatz 4 an dem Ort, an dem er seinen Wohnsitz nicht
nehmen darf,
a) ihm oder seinem Ehegatten, eingetragenen Lebenspartner oder einem
minderjährigen ledigen Kind, mit dem er verwandt ist und in familiärer
Lebensgemeinschaft lebt, eine sozialversicherungspflichtige Beschäftigung im
Sinne von Absatz 1 Satz 2, ein den Lebensunterhalt überwiegend sicherndes
Einkommen oder ein Ausbildungs- oder Studienplatz zur Verfügung steht,
b) ihm oder seinem Ehegatten, seinem eingetragenen Lebenspartner
oder einem minderjährigen ledigen Kind, mit dem er verwandt ist und in
familiärer Lebensgemeinschaft lebt, ein Integrationskurs nach § 43, ein
Berufssprachkurs nach § 45a, eine Qualifizierungsmaßnahme von einer Dauer
von mindestens drei Monaten, die zu einer Berufsanerkennung führt, oder
eine Weiterbildungsmaßnahme nach den §§ 81 und 82 des Dritten Buches
Sozialgesetzbuch zeitnah zur Verfügung steht, oder
c) der Ehegatte, eingetragene Lebenspartner oder ein minderjähriges
lediges Kind, mit dem er verwandt ist und mit dem er zuvor in familiärer
Lebensgemeinschaft gelebt hat, an einem anderen Wohnort leben,
2. zur Vermeidung einer Härte; eine Härte liegt insbesondere vor, wenn
a) nach Einschätzung des zuständigen Jugendamtes Leistungen und
Maßnahmen der Kinder- und Jugendhilfe nach dem Achten Buch
Sozialgesetzbuch mit Ortsbezug beeinträchtigt würden,
b) aus anderen dringenden persönlichen Gründen die Übernahme durch ein
anderes Land zugesagt wurde oder
c) für den Betroffenen aus sonstigen Gründen vergleichbare unzumutbare
Einschränkungen entstehen.
Fallen die Aufhebungsgründe nach Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a innerhalb von
drei Monaten ab Bekanntgabe der Aufhebung weg, wirkt die Verpflichtung zur
Wohnsitznahme nach Absatz 1 Satz 1 in dem Land fort, in das der Ausländer
seinen Wohnsitz verlegt hat. Im Fall einer Aufhebung nach Satz 1 Nummer 2
ist dem Ausländer, längstens bis zum Ablauf der nach Absatz 1 geltenden Frist,
eine Verpflichtung nach Absatz 3 oder 4 aufzuerlegen, die seinem Interesse
Rechnung trägt.
 § 4a AufenthG (Zugang zur Erwerbstätigkeit)(1)Ausländer, die einen
Aufenthaltstitel besitzen, dürfen eine Erwerbstätigkeit ausüben, es sei denn,
ein Gesetz bestimmt ein Verbot. Die Erwerbstätigkeit kann durch Gesetz
beschränkt sein. Die Ausübung einer über das Verbot oder die Beschränkung
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hinausgehenden Erwerbstätigkeit bedarf der Erlaubnis. (2)Sofern die
Ausübung einer Beschäftigung gesetzlich verboten oder beschränkt ist,
bedarf die Ausübung einer Beschäftigung oder einer über die Beschränkung
hinausgehenden Beschäftigung der Erlaubnis; diese kann dem Vorbehalt
der Zustimmung durch die Bundesagentur für Arbeit nach § 39 unterliegen.
Die Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit kann beschränkt erteilt
werden. Bedarf die Erlaubnis nicht der Zustimmung der Bundesagentur für
Arbeit, gilt § 40 Absatz 2 oder Absatz 3 für die Versagung der Erlaubnis
entsprechend. (3)Jeder Aufenthaltstitel muss erkennen lassen, ob die Ausübung
einer Erwerbstätigkeit erlaubt ist und ob sie Beschränkungen unterliegt. Zudem
müssen Beschränkungen seitens der Bundesagentur für Arbeit für die Ausübung
der Beschäftigung in den Aufenthaltstitel übernommen werden. Für die Änderung
einer Beschränkung im Aufenthaltstitel ist eine Erlaubnis erforderlich. Wurde ein
Aufenthaltstitel zum Zweck der Ausübung einer bestimmten Beschäftigung erteilt,
ist die Ausübung einer anderen Erwerbstätigkeit verboten, solange und soweit
die zuständige Behörde die Ausübung der anderen Erwerbstätigkeit nicht erlaubt
hat. Die Sätze 2 und 3 gelten nicht, wenn sich der Arbeitgeber auf Grund eines
Betriebsübergangs nach § 613a des Bürgerlichen Gesetzbuchs ändert oder auf
Grund eines Formwechsels eine andere Rechtsform erhält.

RAG DETAILS (FIM)

Art der formellen Prüfung (FIM) 1: sachliche Zuständigkeit, 5: Form

Hilfsmittel (FIM) keine

Hilfsmittel (FIM) keine

Entscheidungsart (FIM) 1: Auswahlermessen

DARSTELLUNG

Darstellung (Name) innerhalb

Ausrichtung (senkrecht) zentriert

Ausrichtung (horizontal) zentriert

Visualisierte Werte Referenz

Kennzeichen anzeigen ("i"), wenn
eine Beschreibung eingegeben ist

Nein

07 Voraussetzung für Änderung der Auflagen zur Beschäftigung beurteilen (Teilprozess)

RAG (FIM)

RAG-Typ (FIM) 5: Sachverhalt beurteilen/entscheiden mit Spielraum

RAG-Version (FIM) 2.00

ID der Aktivitätengruppe (FIM) 07

Handlungsgrundlage (FIM)

Name der Handlungsgrundlage (FIM) Art der Handlungsgrundlage (FIM) Verweis auf Handlungsgrundlage
(FIM)

§ 12 (2) Aufenthaltsgesetz (AufenthG) 104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthg_2004/__12.html
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Name der Handlungsgrundlage (FIM) Art der Handlungsgrundlage (FIM) Verweis auf Handlungsgrundlage
(FIM)

§ 4a (1)- (3) Aufenthaltsgesetz
(AufenthG)

104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthg_2004/__4a.html

§ 82 Aufenthaltsgesetz (AufenthG) 104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthg_2004/__82.html

§ 9 BeschV 104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
beschv_2013/__9.html

RAG-Beschreibung (FIM) § 12 AufenthG (Geltungsbereich; Nebenbestimmungen)
(2)
Das Visum und die Aufenthaltserlaubnis können mit Bedingungen erteilt und
verlängert werden. Sie können, auch nachträglich, mit Auflagen, insbesondere
einer räumlichen Beschränkung, verbunden werden. Insbesondere kann die
Aufenthaltserlaubnis mit einer räumlichen Beschränkung versehen werden, wenn
ein Ausweisungsinteresse nach § 54 Absatz 1 Nummer 1 oder 1a besteht und
dies erforderlich ist, um den Ausländer aus einem Umfeld zu lösen, welches
die wiederholte Begehung erheblicher Straftaten begünstigt. § 4a AufenthG
(Zugang zur Erwerbstätigkeit)(1)
Ausländer, die einen Aufenthaltstitel besitzen, dürfen eine Erwerbstätigkeit
ausüben, es sei denn, ein Gesetz bestimmt ein Verbot. Die Erwerbstätigkeit kann
durch Gesetz beschränkt sein. Die Ausübung einer über das Verbot oder die
Beschränkung hinausgehenden Erwerbstätigkeit bedarf der Erlaubnis.
(2)
Sofern die Ausübung einer Beschäftigung gesetzlich verboten oder beschränkt
ist, bedarf die Ausübung einer Beschäftigung oder einer über die Beschränkung
hinausgehenden Beschäftigung der Erlaubnis; diese kann dem Vorbehalt der
Zustimmung durch die Bundesagentur für Arbeit nach § 39 unterliegen. Die
Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit kann beschränkt erteilt werden. Bedarf
die Erlaubnis nicht der Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit, gilt § 40
Absatz 2 oder Absatz 3 für die Versagung der Erlaubnis entsprechend.
(3)
Jeder Aufenthaltstitel muss erkennen lassen, ob die Ausübung einer
Erwerbstätigkeit erlaubt ist und ob sie Beschränkungen unterliegt. Zudem
müssen Beschränkungen seitens der Bundesagentur für Arbeit für die Ausübung
der Beschäftigung in den Aufenthaltstitel übernommen werden. Für die Änderung
einer Beschränkung im Aufenthaltstitel ist eine Erlaubnis erforderlich. Wurde ein
Aufenthaltstitel zum Zweck der Ausübung einer bestimmten Beschäftigung erteilt,
ist die Ausübung einer anderen Erwerbstätigkeit verboten, solange und soweit
die zuständige Behörde die Ausübung der anderen Erwerbstätigkeit nicht erlaubt
hat. Die Sätze 2 und 3 gelten nicht, wenn sich der Arbeitgeber auf Grund eines
Betriebsübergangs nach § 613a des Bürgerlichen Gesetzbuchs ändert oder auf
Grund eines Formwechsels eine andere Rechtsform erhält.  § 82 AufenthG
(Mitwirkung des Ausländers)(6)
Ausländer, die im Besitz einer Aufenthaltserlaubnis nach Kapitel 2 Abschnitt
3 oder 4 sind, sind verpflichtet, der zuständigen Ausländerbehörde innerhalb
von zwei Wochen ab Kenntnis mitzuteilen, dass die Ausbildung oder die
Erwerbstätigkeit, für die der Aufenthaltstitel erteilt wurde, vorzeitig beendet
wurde. Der Ausländer ist bei Erteilung des Aufenthaltstitels über seine
Verpflichtung nach Satz 1 zu unterrichten. §9 BeschV (Beschäftigung bei
Vorbeschäftigungszeiten oder längerem Aufenthalt)(1)
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Keiner Zustimmung bedarf die Ausübung einer Beschäftigung bei
Ausländerinnen und Ausländern, die eine Aufenthaltserlaubnis besitzen und
1. zwei Jahre rechtmäßig eine versicherungspflichtige Beschäftigung im
Bundesgebiet ausgeübt haben oder
2. sich seit drei Jahren ununterbrochen erlaubt, geduldet oder mit einer
Aufenthaltsgestattung im Bundesgebiet aufhalten; Unterbrechungszeiten werden
entsprechend § 51 Absatz 1 Nummer 7 des Aufenthaltsgesetzes berücksichtigt.
(2)
Auf die Beschäftigungszeit nach Absatz 1 Nummer 1 werden nicht angerechnet
Zeiten
1. von Beschäftigungen, die vor dem Zeitpunkt liegen, an dem die Ausländerin
oder der Ausländer unter Aufgabe ihres oder seines gewöhnlichen Aufenthaltes
ausgereist war,
2. einer nach dem Aufenthaltsgesetz oder dieser Verordnung zeitlich begrenzten
Beschäftigung und
3. einer Beschäftigung, für die die Ausländerin oder der Ausländer auf Grund
einer zwischenstaatlichen Vereinbarung von der Zustimmungspflicht für eine
Beschäftigung befreit war.
(3) Auf die Aufenthaltszeit nach Absatz 1 Nummer 2 werden Zeiten eines
Aufenthaltes nach § 16b des Aufenthaltsgesetzes nur zur Hälfte und nur
bis zu zwei Jahren angerechnet. Zeiten einer Beschäftigung, die nach dem
Aufenthaltsgesetz oder dieser Verordnung zeitlich begrenzt ist, werden auf die
Aufenthaltszeit angerechnet, wenn der Ausländerin oder dem Ausländer ein
Aufenthaltstitel für einen anderen Zweck als den der Beschäftigung erteilt wird.

Eingehende Daten (FIM)

Dokumentsteckbrief ID

Antrag Aufenthaltserlaubnis mit Nebenbestimmungen
Änderung

D00000382

Reisepass D99000000026

Aufenthaltstitel D00000074

Nachweise Lebensunterhalt D00000483

Nachweis Arbeitsplatzangebot D00000484

Ausweisdokument D00000253

Einkommensnachweis (Aufenthalt) D00000261

Nachweis Altersversorgung D99000000019
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Dokumentsteckbrief ID

Erklärung Beschäftigungsverhältnis inkl. Zusatzblatt D99000000027

Nachweis Krankenversicherung (Aufenthalt) D00000264

Eingehende Daten - sonstige (FIM) • Nachweise über die Änderung Ihrer Ausbildungssituation (zum
Beispiel Wechsel des Praktikums, Ausbildungs- oder Studienplatzes),

• Nachweise über die Änderung Ihrer Arbeitssituation (zum
Beispiel neues Arbeitsplatzangebot in Form der  Erklärung zum
Beschäftigungsverhältnis, Wechsel des Arbeitsplatzes, Aufnahme
einer selbständigen Tätigkeit).

RAG DETAILS (FIM)

Hilfsmittel (FIM) keine
Beurteilungsspielraum

Entscheidungsart (FIM) 1: Auswahlermessen

DARSTELLUNG

Darstellung (Name) innerhalb

Ausrichtung (senkrecht) zentriert

Ausrichtung (horizontal) zentriert

Visualisierte Werte Referenz

Kennzeichen anzeigen ("i"), wenn
eine Beschreibung eingegeben ist

Ja

08 Voraussetzung für Änderung der Wohnsitzregelung beurteilen (Teilprozess)

RAG (FIM)

RAG-Typ (FIM) 5: Sachverhalt beurteilen/entscheiden mit Spielraum

RAG-Version (FIM) 2.00

ID der Aktivitätengruppe (FIM) 08

Handlungsgrundlage (FIM)

Name der Handlungsgrundlage (FIM) Art der Handlungsgrundlage (FIM) Verweis auf Handlungsgrundlage
(FIM)

§12a (5) Aufenthaltsgesetz (AufenthG) 104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthg_2004/__12a.html

§12 (2) Aufenthaltsgesetz (AufenthG) 104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthg_2004/__12.html

RAG-Beschreibung (FIM) § 12a AufenthG (Wohnsitzregelung)
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(5)
Eine Verpflichtung oder Zuweisung nach den Absätzen 1 bis 4 ist auf Antrag des
Ausländers aufzuheben,
1. wenn der Ausländer nachweist, dass in den Fällen einer Verpflichtung oder
Zuweisung nach den Absätzen 1 bis 3 an einem anderen Ort, oder im Falle
einer Verpflichtung nach Absatz 4 an dem Ort, an dem er seinen Wohnsitz nicht
nehmen darf,
a) ihm oder seinem Ehegatten, eingetragenen Lebenspartner oder einem
minderjährigen ledigen Kind, mit dem er verwandt ist und in familiärer
Lebensgemeinschaft lebt, eine sozialversicherungspflichtige Beschäftigung im
Sinne von Absatz 1 Satz 2, ein den Lebensunterhalt überwiegend sicherndes
Einkommen oder ein Ausbildungs- oder Studienplatz zur Verfügung steht,
b) ihm oder seinem Ehegatten, seinem eingetragenen Lebenspartner
oder einem minderjährigen ledigen Kind, mit dem er verwandt ist und in
familiärer Lebensgemeinschaft lebt, ein Integrationskurs nach § 43, ein
Berufssprachkurs nach § 45a, eine Qualifizierungsmaßnahme von einer Dauer
von mindestens drei Monaten, die zu einer Berufsanerkennung führt, oder
eine Weiterbildungsmaßnahme nach den §§ 81 und 82 des Dritten Buches
Sozialgesetzbuch zeitnah zur Verfügung steht, oder
c) der Ehegatte, eingetragene Lebenspartner oder ein minderjähriges
lediges Kind, mit dem er verwandt ist und mit dem er zuvor in familiärer
Lebensgemeinschaft gelebt hat, an einem anderen Wohnort leben,
2. zur Vermeidung einer Härte; eine Härte liegt insbesondere vor, wenn
a) nach Einschätzung des zuständigen Jugendamtes Leistungen und
Maßnahmen der Kinder- und Jugendhilfe nach dem Achten Buch
Sozialgesetzbuch mit Ortsbezug beeinträchtigt würden,
b) aus anderen dringenden persönlichen Gründen die Übernahme durch ein
anderes Land zugesagt wurde oder
c) für den Betroffenen aus sonstigen Gründen vergleichbare unzumutbare
Einschränkungen entstehen.
Fallen die Aufhebungsgründe nach Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a innerhalb von
drei Monaten ab Bekanntgabe der Aufhebung weg, wirkt die Verpflichtung zur
Wohnsitznahme nach Absatz 1 Satz 1 in dem Land fort, in das der Ausländer
seinen Wohnsitz verlegt hat. Im Fall einer Aufhebung nach Satz 1 Nummer 2
ist dem Ausländer, längstens bis zum Ablauf der nach Absatz 1 geltenden Frist,
eine Verpflichtung nach Absatz 3 oder 4 aufzuerlegen, die seinem Interesse
Rechnung trägt.
 
§12 AufenthG (Geltungsbereich; Nebenbestimmungen)
(2)
Das Visum und die Aufenthaltserlaubnis können mit Bedingungen erteilt und
verlängert werden. Sie können, auch nachträglich, mit Auflagen, insbesondere
einer räumlichen Beschränkung, verbunden werden. Insbesondere kann die
Aufenthaltserlaubnis mit einer räumlichen Beschränkung versehen werden, wenn
ein Ausweisungsinteresse nach § 54 Absatz 1 Nummer 1 oder 1a besteht und
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dies erforderlich ist, um den Ausländer aus einem Umfeld zu lösen, welches die
wiederholte Begehung erheblicher Straftaten begünstigt.

Eingehende Daten (FIM)

Dokumentsteckbrief ID

Antrag Aufenthaltserlaubnis mit Nebenbestimmungen
Änderung

D00000382

Eingehende Daten - sonstige (FIM) • Nachweise über die Änderung Ihrer persönlichen Lebensumstände
(zum Beispiel Wohnortwechsel, Eheschließung oder Scheidung,
Geburt eines Kindes)

RAG DETAILS (FIM)

Hilfsmittel (FIM) keine
Beurteilungsspielraum

Entscheidungsart (FIM) 1: Auswahlermessen

DARSTELLUNG

Darstellung (Name) innerhalb

Ausrichtung (senkrecht) zentriert

Ausrichtung (horizontal) zentriert

Visualisierte Werte Referenz

Kennzeichen anzeigen ("i"), wenn
eine Beschreibung eingegeben ist

Ja

09 Zustimmung einholen (Teilprozess)

RAG (FIM)

RAG-Typ (FIM) 7: Beteiligung durchführen

RAG-Version (FIM) 1.00

ID der Aktivitätengruppe (FIM) 09

Handlungsgrundlage (FIM)

Name der Handlungsgrundlage (FIM) Art der Handlungsgrundlage (FIM) Verweis auf Handlungsgrundlage
(FIM)

§ 72 (3) - (3a) Aufenthaltsgesetz
(AufenthG)

104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthg_2004/__72.html#:~:text=%
C2%A7%2072%20Beteiligungserfor
dernisse,in%20der%20Regel%20zu
%20beteiligen.

Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum
Aufenthaltsgesetz 12 zu §12

113: Verwaltungsvorschrift
https://www.verwaltungsvorschriften-
im-internet.de/
bsvwvbund_26102009_MI31284060.h
tm
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RAG-Beschreibung (FIM)  § 72 AufenthG ( Beteiligungserfordernisse)
(3)Räumliche Beschränkungen, Auflagen und Bedingungen, Befristungen
nach § 11 Absatz 2 Satz 1, Anordnungen nach § 47 und sonstige Maßnahmen
gegen einen Ausländer, der nicht im Besitz eines erforderlichen Aufenthaltstitels
ist, dürfen von einer anderen Behörde nur im Einvernehmen mit der Behörde
geändert oder aufgehoben werden, die die Maßnahme angeordnet hat. Satz
1 findet keine Anwendung, wenn der Aufenthalt des Ausländers nach den
Vorschriften des Asylgesetzes auf den Bezirk der anderen Ausländerbehörde
beschränkt ist. (3a)Die Aufhebung einer Wohnsitzverpflichtung nach § 12a
Absatz 5 darf nur mit Zustimmung der Ausländerbehörde des geplanten
Zuzugsorts erfolgen. Die Zustimmung ist zu erteilen, wenn die Voraussetzungen
des § 12a Absatz 5 vorliegen; eine Ablehnung ist zu begründen. Die Zustimmung
gilt als erteilt, wenn die Ausländerbehörde am Zuzugsort nicht innerhalb von vier
Wochen ab Zugang des Ersuchens widerspricht. Die Erfüllung melderechtlicher
Verpflichtungen begründet keine Zuständigkeit einer Ausländerbehörde. 
Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Aufenthaltsgesetz 12 Zu § 12
(Geltungsbereich, Nebenbestimmungen)
12.2.5.2.4.3
Die Ausländerbehörde des bisherigen Wohnorts darf die wohnsitzbeschränkende
Auflage erst dann streichen oder ändern, wenn die Zustimmung der
Ausländerbehörde des Zuzugsorts vorliegt.
 
12.2.5.2.4
Eine Streichung oder Änderung der wohnsitzbeschränkenden Auflage zur
Ermöglichung Seite 960 GMBl 2009 Nr. 42– 61 eines den Zuständigkeitsbereich
der Ausländerbehörde überschreitenden Wohnortwechsels bedarf der
vorherigen Zustimmung durch die Ausländerbehörde des Zuzugsortes. Bei einer
Verweigerung der Zustimmung hat die Ausländerbehörde des Zuzugsortes
im Hinblick auf das von der Ausländerbehörde des bisherigen Wohnorts zu
tragende Prozessrisiko alle Gründe für ihre Entscheidung mitzuteilen. Die
Ausländerbehörde des Zuzugsortes darf die Zustimmung zur Streichung der
Auflage nicht allein unter Hinweis darauf, dass der Zweck des Wohnsitzwechsels
auch an einem anderen Ort erreicht werden kann, verweigern

RAG DETAILS (FIM)

Empfangene Daten

Empfangene Daten Empfangene Daten
(Sonstige)

Übermittlungsart Absender

Ergebnis 99: Keine Vorgabe Ausländerbehörde

Bereitgestellte Daten

Bereitgestellte Daten Bereitgestellte Daten
(Sonstige)

Übermittlungsart Empfänger

Zustimmungsanfrage 99: Keine Vorgabe Ausländerbehörde

Beteiligungsform (FIM)
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Name

5: Einvernehmen ohne Außenwirkung

Mitwirkungspflicht (FIM) Ja

DARSTELLUNG

Darstellung (Name) innerhalb

Ausrichtung (senkrecht) zentriert

Ausrichtung (horizontal) zentriert

Visualisierte Werte Referenz

Kennzeichen anzeigen ("i"), wenn
eine Beschreibung eingegeben ist

Ja

10 Änderung der wohnsitzbeschränkenden Auflage prüfen (Teilprozess)

RAG (FIM)

RAG-Typ (FIM) 7: Beteiligung durchführen

RAG-Version (FIM) 1.00

ID der Aktivitätengruppe (FIM) 10

Handlungsgrundlage (FIM)

Name der Handlungsgrundlage (FIM) Art der Handlungsgrundlage (FIM) Verweis auf Handlungsgrundlage
(FIM)

§ 72 (3) - (3a) Aufenthaltsgesetz
(AufenthG)

104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthg_2004/__72.html#:~:text=%
C2%A7%2072%20Beteiligungserfor
dernisse,in%20der%20Regel%20zu
%20beteiligen.

Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum
Aufenthaltsgesetz 12 Zu § 12

113: Verwaltungsvorschrift
https://www.verwaltungsvorschriften-
im-internet.de/
bsvwvbund_26102009_MI31284060.h
tm

RAG-Beschreibung (FIM)  § 72 Beteiligungserfordernisse
(3)Räumliche Beschränkungen, Auflagen und Bedingungen, Befristungen
nach § 11 Absatz 2 Satz 1, Anordnungen nach § 47 und sonstige Maßnahmen
gegen einen Ausländer, der nicht im Besitz eines erforderlichen Aufenthaltstitels
ist, dürfen von einer anderen Behörde nur im Einvernehmen mit der Behörde
geändert oder aufgehoben werden, die die Maßnahme angeordnet hat. Satz
1 findet keine Anwendung, wenn der Aufenthalt des Ausländers nach den
Vorschriften des Asylgesetzes auf den Bezirk der anderen Ausländerbehörde
beschränkt ist. (3a)Die Aufhebung einer Wohnsitzverpflichtung nach § 12a
Absatz 5 darf nur mit Zustimmung der Ausländerbehörde des geplanten
Zuzugsorts erfolgen. Die Zustimmung ist zu erteilen, wenn die Voraussetzungen
des § 12a Absatz 5 vorliegen; eine Ablehnung ist zu begründen. Die Zustimmung
gilt als erteilt, wenn die Ausländerbehörde am Zuzugsort nicht innerhalb von vier

Seite 29 von 64
Erstellt am 05.08.2024 von subadmin@mvnet.de



Antrag Änderung Aufenthaltserlaubnis mit Nebenbestimmungen bearbeiten 1.00 (Geschäftsprozessdiagramm)

Status: Freigegeben  |  Modellreport

Wochen ab Zugang des Ersuchens widerspricht. Die Erfüllung melderechtlicher
Verpflichtungen begründet keine Zuständigkeit einer Ausländerbehörde.
 
12 Zu § 12 – Geltungsbereich, Nebenbestimmungen
12.2.5.2.4.3
Die Ausländerbehörde des bisherigen Wohnorts darf die wohnsitzbeschränkende
Auflage erst dann streichen oder ändern, wenn die Zustimmung der
Ausländerbehörde des Zuzugsorts vorliegt.
 
12.2.5.2.4
Eine Streichung oder Änderung der wohnsitzbeschränkenden Auflage zur
Ermöglichung Seite 960 GMBl 2009 Nr. 42– 61 eines den Zuständigkeitsbereich
der Ausländerbehörde überschreitenden Wohnortwechsels bedarf der
vorherigen Zustimmung durch die Ausländerbehörde des Zuzugsortes. Bei einer
Verweigerung der Zustimmung hat die Ausländerbehörde des Zuzugsortes
im Hinblick auf das von der Ausländerbehörde des bisherigen Wohnorts zu
tragende Prozessrisiko alle Gründe für ihre Entscheidung mitzuteilen. Die
Ausländerbehörde des Zuzugsortes darf die Zustimmung zur Streichung der
Auflage nicht allein unter Hinweis darauf, dass der Zweck des Wohnsitzwechsels
auch an einem anderen Ort erreicht werden kann, verweigern

RAG DETAILS (FIM)

Information bereitstellen

Bereitgestellte Daten Bereitgestellte Daten
(Sonstige)

Übermittlungsart (Codeliste) Empfänger

Antrag Aufenthaltserlaubnis
mit Nebenbestimmungen
Änderung

  99: Keine Vorgabe Zuständige
Ausländerbehörde

Empfangene Daten

Empfangene Daten Empfangene Daten
(Sonstige)

Übermittlungsart Absender

Zustimmungsanfrage   99: Keine Vorgabe Ausländerbehörde

Bereitgestellte Daten

Bereitgestellte Daten Bereitgestellte Daten
(Sonstige)

Übermittlungsart Empfänger

Ergebnis 99: Keine Vorgabe Ausländerbehörde

Beteiligungsform (FIM)

Name

5: Einvernehmen ohne Außenwirkung

Mitwirkungspflicht (FIM) Ja
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DARSTELLUNG

Darstellung (Name) innerhalb

Ausrichtung (senkrecht) zentriert

Ausrichtung (horizontal) zentriert

Visualisierte Werte Referenz

Kennzeichen anzeigen ("i"), wenn
eine Beschreibung eingegeben ist

Ja

11 Änderung der Nebenbestimmungen veranlassen (Teilprozess)

RAG (FIM)

RAG-Typ (FIM) 2: Information bereitstellen

RAG-Version (FIM) 1.00

ID der Aktivitätengruppe (FIM) 11

RAG-Beschreibung (FIM) Diese Aktivitätengruppe ist nicht direkt aus dem Gesetz ableitbar. Die oberste
Fachbehörde hat entschieden, dass diese Aktivitätengruppe als Empfehlung im
Stammprozess bleiben soll.

RAG DETAILS (FIM)

Information bereitstellen

Bereitgestellte Daten Bereitgestellte Daten
(Sonstige)

Übermittlungsart (Codeliste) Empfänger

Antrag Aufenthaltserlaubnis
mit Nebenbestimmungen
Änderung

  99: Keine Vorgabe Bundesamt für Migration
und Flüchtlinge (BAMF)

DARSTELLUNG

Darstellung (Name) innerhalb

Ausrichtung (senkrecht) zentriert

Ausrichtung (horizontal) zentriert

Visualisierte Werte Referenz

Kennzeichen anzeigen ("i"), wenn
eine Beschreibung eingegeben ist

Ja

12 Über die Änderung des Aufenthaltstitels informieren (Teilprozess)
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RAG (FIM)

RAG-Typ (FIM) 2: Information bereitstellen

RAG-Version (FIM) 1.00

ID der Aktivitätengruppe (FIM) 12

RAG-Beschreibung (FIM) Diese Aktivitätengruppe ist nicht direkt aus dem Gesetz ableitbar. Die oberste
Fachbehörde hat entschieden, dass diese Aktivitätengruppe als Empfehlung im
Stammprozess bleiben soll.

RAG DETAILS (FIM)

Information bereitstellen

Bereitgestellte Daten Bereitgestellte Daten
(Sonstige)

Übermittlungsart (Codeliste) Empfänger

Information über Änderung
der Nebenbestimmungen

99: Keine Vorgabe Antragstellende Person

DARSTELLUNG

Darstellung (Name) innerhalb

Ausrichtung (senkrecht) zentriert

Ausrichtung (horizontal) zentriert

Visualisierte Werte Referenz

Kennzeichen anzeigen ("i"), wenn
eine Beschreibung eingegeben ist

Ja

13 Bestelldaten für Aufenthaltstitel übermitteln (Teilprozess)

RAG (FIM)

RAG-Typ (FIM) 7: Beteiligung durchführen

RAG-Version (FIM) 1.00

ID der Aktivitätengruppe (FIM) 13

Handlungsgrundlage (FIM)

Name der Handlungsgrundlage (FIM) Art der Handlungsgrundlage (FIM) Verweis auf Handlungsgrundlage
(FIM)

§ 61c AufenthG i.V.m. AufenthV 111: Rechtsverordnung
https://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthv/__61c.html

RAG-Beschreibung (FIM) § 61c AufenthV (Übermittlung der Daten an den Dokumentenhersteller)
(1)
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Nach der Erfassung werden sämtliche Antragsdaten in den Ausländerbehörden
zu einem digitalen Datensatz zusammengeführt und an den
Dokumentenhersteller übermittelt. Die Datenübermittlung umfasst auch die
Qualitätswerte zu den erhobenen Fingerabdrücken und - soweit vorhanden
- zu den Lichtbildern, die Behördenkennzahl, die Versionsnummern der
Qualitätssicherungssoftware und der Qualitätssollwerte, den Zeitstempel
des Antrags sowie die Speichergröße der biometrischen Daten. Die
Datenübermittlung erfolgt durch elektronische Datenübertragung über
verwaltungseigene Kommunikationsnetze oder über das Internet. Sie erfolgt
unmittelbar zwischen Ausländerbehörde und Dokumentenhersteller oder
über Vermittlungsstellen. Die zu übermittelnden Daten sind mittels geeigneter
technischer und organisatorischer Maßnahmen nach Artikel 24, 25 und 32 der
Verordnung (EU) 2016/679 elektronisch zu signieren und zu verschlüsseln.
(2)
Zum Signieren und Verschlüsseln der nach Absatz 1 zu übermittelnden
Daten sind gültige Zertifikate nach den Anforderungen der vom Bundesamt
für Sicherheit in der Informationstechnik erstellten Sicherheitsleitlinien
der Wurzelzertifizierungsinstanz der Verwaltung zu nutzen. Der
Dokumentenhersteller hat geeignete technische und organisatorische
Regelungen zu treffen, die eine Weiterverarbeitung von ungültig signierten
Antragsdaten ausschließen.
(3)
Die Datenübertragung nach Absatz 1 Satz 3 erfolgt unter Verwendung
eines XML-basierten Datenaustauschformats gemäß den für die
Produktionsdatenerfassung, -qualitätsprüfung und -übermittlung
maßgeblichen Technischen Richtlinien des Bundesamtes für Sicherheit in
der Informationstechnik und auf der Grundlage des Übermittlungsprotokolls
OSCI-Transport in der jeweils gültigen Fassung. § 61b Absatz 3 Satz 2 gilt
entsprechend.
(4)
Soweit die Datenübermittlung über Vermittlungsstellen erfolgt, finden die
Absätze 1 bis 3 auf die Datenübermittlung zwischen Vermittlungsstelle und
Dokumentenhersteller entsprechende Anwendung. Die Datenübermittlung
zwischen Ausländerbehörde und Vermittlungsstelle muss hinsichtlich
Datensicherheit und Datenschutz ein den in Absatz 1 Satz 5 genannten
Anforderungen entsprechendes Niveau aufweisen. Die Anforderungen an
das Verfahren zur Datenübermittlung zwischen Ausländerbehörde und
Vermittlungsstelle richten sich nach dem jeweiligen Landesrecht.

RAG DETAILS (FIM)

Empfangene Daten

Empfangene Daten Empfangene Daten
(Sonstige)

Übermittlungsart Absender

Aufenthaltstitel   99: Keine Vorgabe Bundesdruckerei GmbH
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Bereitgestellte Daten

Bereitgestellte Daten Bereitgestellte Daten
(Sonstige)

Übermittlungsart Empfänger

Bestelldaten für
Aufenthaltstitel

3: Elektronisch -
halbautomatisch

Bundesdruckerei GmbH

Beteiligungsform (FIM)

Name

9: Auftrag

Mitwirkungspflicht (FIM) Ja

DARSTELLUNG

Darstellung (Name) innerhalb

Ausrichtung (senkrecht) zentriert

Ausrichtung (horizontal) zentriert

Visualisierte Werte Referenz

Kennzeichen anzeigen ("i"), wenn
eine Beschreibung eingegeben ist

Ja

14 Aufenthaltstitel produzieren (Teilprozess)

RAG (FIM)

RAG-Typ (FIM) 7: Beteiligung durchführen

RAG-Version (FIM) 1.00

ID der Aktivitätengruppe (FIM) 14

RAG DETAILS (FIM)

Empfangene Daten

Empfangene Daten Empfangene Daten
(Sonstige)

Übermittlungsart Absender

Bestelldaten für
Aufenthaltstitel

3: Elektronisch -
halbautomatisch

Ausländerbehörde

Bereitgestellte Daten

Bereitgestellte Daten Bereitgestellte Daten
(Sonstige)

Übermittlungsart Empfänger

Aufenthaltstitel   99: Keine Vorgabe Ausländerbehörde
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Beteiligungsform (FIM)

Name

9: Auftrag

Mitwirkungspflicht (FIM) Ja

DARSTELLUNG

Darstellung (Name) innerhalb

Ausrichtung (senkrecht) zentriert

Ausrichtung (horizontal) zentriert

Visualisierte Werte Referenz

Kennzeichen anzeigen ("i"), wenn
eine Beschreibung eingegeben ist

Ja

15 Aufenthaltstitel aushändigen (Teilprozess)

RAG (FIM)

RAG-Typ (FIM) 2: Information bereitstellen

RAG-Version (FIM) 1.00

ID der Aktivitätengruppe (FIM) 15

RAG-Beschreibung (FIM) Diese Aktivitätengruppe ist nicht direkt aus dem Gesetz ableitbar. Die oberste
Fachbehörde hat entschieden, dass diese Aktivitätengruppe als Empfehlung im
Stammprozess bleiben soll.

Ausgehende Daten (FIM)

Dokumentsteckbrief ID

Aufenthaltstitel D00000074

RAG DETAILS (FIM)

Information bereitstellen

Bereitgestellte Daten Bereitgestellte Daten
(Sonstige)

Übermittlungsart (Codeliste) Empfänger

Aufenthaltstitel   99: Keine Vorgabe Antragstellende Person

DARSTELLUNG

Darstellung (Name) innerhalb

Ausrichtung (senkrecht) zentriert
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Ausrichtung (horizontal) zentriert

Visualisierte Werte Referenz

Kennzeichen anzeigen ("i"), wenn
eine Beschreibung eingegeben ist

Ja

16 Daten zum Aufenthaltstitel übermitteln (Teilprozess)

RAG (FIM)

RAG-Typ (FIM) 2: Information bereitstellen

RAG-Version (FIM) 1.00

ID der Aktivitätengruppe (FIM) 16

Handlungsgrundlage (FIM)

Name der Handlungsgrundlage (FIM) Art der Handlungsgrundlage (FIM) Verweis auf Handlungsgrundlage
(FIM)

§ 90b Aufenthaltsgesetz (AufenthG) 104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthg_2004/__90b.html

§ 91d (4)-(5) Aufenthaltsgesetz
(AufenthG)

104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthg_2004/__91d.html

§ 6 Abs. 1 Nummer 1 i.V.m. Abs. 2
Satz 1 und Satz 3 Nummer 1 AZRG

104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
azrg/__6.html

RAG-Beschreibung (FIM) § 90b AufenthG (Datenabgleich zwischen Ausländer- und Meldebehörden)
Die Ausländer- und Meldebehörden übermitteln einander jährlich die in
§ 90a Abs. 2 genannten Daten zum Zweck der Datenpflege, soweit sie
denselben örtlichen Zuständigkeitsbereich haben. Die empfangende Behörde
gleicht die übermittelten Daten mit den bei ihr gespeicherten Daten ab, ein
automatisierter Abgleich ist zulässig. Die übermittelten Daten dürfen nur für die
Durchführung des Abgleichs sowie die Datenpflege verwendet werden und sind
sodann unverzüglich zu löschen; überlassene Datenträger sind unverzüglich
zurückzugeben oder zu vernichten. Die Ausländerbehörden übermitteln die
im Rahmen des Datenabgleichs erfolgten Änderungen unverzüglich an die
Registerbehörde des Ausländerzentralregisters. Andere gesetzliche Vorschriften
zum Datenabgleich bleiben unberührt.
§ 91d AufenthG (Auskünfte zur Durchführung der Richtlinie (EU) 2016/801)
(4)
Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge unterrichtet die zuständige
Behörde eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union, in dem der
Ausländer einen Aufenthaltstitel nach der Richtlinie (EU) 2016/801 besitzt, über
den Inhalt und den Tag einer Entscheidung über
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1. die Ablehnung der nach § 16c Absatz 1 und § 18e Absatz 1 mitgeteilten
Mobilität nach § 19f Absatz 5 sowie
2. die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis nach § 18f.
Wenn eine Ausländerbehörde die Entscheidung getroffen hat, übermittelt
sie dem Bundesamt für Migration und Flüchtlinge unverzüglich die hierfür
erforderlichen Angaben. Die Ausländerbehörden können der nationalen
Kontaktstelle die für die Unterrichtungen nach Satz 1 erforderlichen Daten aus
dem Ausländerzentralregister unter Nutzung der AZR-Nummer automatisiert
übermitteln.
(5)
Wird ein Aufenthaltstitel nach § 16b Absatz 1, den §§ 16e, 18d oder 19e
widerrufen, zurückgenommen, nicht verlängert oder läuft er nach einer
Verkürzung der Frist gemäß § 7 Absatz 2 Satz 2 ab, so unterrichtet das
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge unverzüglich die zuständigen
Behörden des anderen Mitgliedstaates, sofern sich der Ausländer dort im
Rahmen des Anwendungsbereichs der Richtlinie (EU) 2016/801 aufhält
und dies dem Bundesamt für Migration und Flüchtlinge bekannt ist. Die
Ausländerbehörde, die die Entscheidung getroffen hat, übermittelt dem
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge unverzüglich die hierfür erforderlichen
Angaben. Die Ausländerbehörden können der nationalen Kontaktstelle
die für die Unterrichtungen nach Satz 1 erforderlichen Daten aus dem
Ausländerzentralregister unter Nutzung der AZR-Nummer automatisiert
übermitteln. Wird dem Bundesamt für Migration und Flüchtlinge durch die
zuständige Behörde eines anderen Mitgliedstaates mitgeteilt, dass ein
Aufenthaltstitel eines Ausländers, der sich nach den §§ 16c, 18e oder 18f
im Bundesgebiet aufhält, der in den Anwendungsbereich der Richtlinie (EU)
2016/801 fällt, widerrufen, zurückgenommen oder nicht verlängert wurde oder
abgelaufen ist, so unterrichtet das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge
unverzüglich die zuständige Ausländerbehörde.
 
§ 6 AZRG (Übermittelnde Stellen, Inhalt der Datenübermittlung)
(1) Folgende Stellen sind in den jeweils genannten Fällen zur unverzüglichen
Übermittlung von Daten an die Registerbehörde verpflichtet:
1. die Ausländerbehörden und die mit der Durchführung ausländerrechtlicher
Vorschriften betrauten öffentlichen Stellen in den Fällen des § 2 Absatz 1 bis 2
Nummer 1 bis 4, 6, 11, 12 und 14, Absatz 2b sowie Absatz 3 Nummer 1, 3, 4 und
6, sofern nicht Absatz 2a etwas anderes regelt,
1a. die für die Aufnahmeeinrichtungen zuständigen Behörden
(Aufnahmeeinrichtungen) in den Fällen des § 2 Absatz 1a und 2 Nummer 1,
1b. die für die Unterbringung in Gemeinschaftsunterkünften und die für den
öffentlichen Gesundheitsdienst zuständigen Behörden in den Fällen des § 2
Absatz 1a und 2 Nummer 1,
2. die mit grenzpolizeilichen Aufgaben betrauten Behörden und die in der
Rechtsverordnung nach § 58 Absatz 1 des Bundespolizeigesetzes bestimmte
Bundespolizeibehörde in den Fällen des § 2 Absatz 1a und 2 Nummer 3 bis 6, 13
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und 14 und, soweit es der Stand des Verfahrens zulässt, in den Fällen des § 2
Absatz 2 Nummer 7 und 7a sowie Absatz 3 Nummer 3 und 5 bis 7,
3. das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge in den Fällen des § 2 Absatz 1a
und 2 Nummer 1, 3 und 6, Absatz 2a sowie Absatz 3 Nummer 2, 3 und 6, sofern
nicht Absatz 2a etwas anderes regelt,
4. das Bundeskriminalamt, die Landeskriminalämter, das Zollkriminalamt und
sonstige Polizeivollzugsbehörden der Länder, in den Fällen des § 2 Absatz
1a Nummer 2 und 3 sowie Absatz 2 Nummer 6 und, soweit es der Stand des
Verfahrens zulässt, die ermittlungsführenden Polizeibehörden in den Fällen des §
2 Absatz 2 Nummer 7 und 7a sowie Absatz 3 Nummer 6 und 7,
4a. die Polizeivollzugsbehörden der Länder in den Fällen des § 2 Absatz 1a
Nummer 1,
5. die Staatsanwaltschaften und die Gerichte im Fall des § 2 Absatz 2
Nummer 6 und Absatz 3 Nummer 6 sowie die Staatsanwaltschaften bei den
Oberlandesgerichten im Fall des § 2 Absatz 2 Nummer 8,
6. die Staatsangehörigkeitsbehörden im Fall des § 2 Absatz 2 Nummer 9,
7. die in den Angelegenheiten der Vertriebenen, Aussiedler und Spätaussiedler
zuständigen Stellen im Fall des § 2 Absatz 2 Nummer 10,
8. die Bundesagentur für Arbeit und die für die Durchführung der Grundsicherung
für Arbeitsuchende zuständigen Stellen in den Fällen des § 2 Absatz 1a Nummer
1 und Absatz 2 Nummer 1 sowie die Bundesagentur für Arbeit in den Fällen des
§ 2 Absatz 2c,
8a. die für die Durchführung des Asylbewerberleistungsgesetzes zuständigen
Stellen in den Fällen des § 2 Absatz 1a und 2 Nummer 1,
9. die Meldebehörden in den Fällen des § 2 Absatz 1, 1a und 2 Nummer 1 bis 4
und 6 bis 14.
(2) Die Stellen nach Absatz 1 Nummer 1, 1a und 2 bis 7 übermitteln die Daten
nach § 3 Absatz 1 Nummer 1, 3 bis 5a und 7 sowie Absatz 4 Nummer 1, 3 bis 5
und 7. Von der Übermittlung der Daten einer gefährdeten Person im Fall des § 2
Abs. 2 Nr. 7 kann im Einzelfall abgesehen werden, wenn die Speicherung ihren
schutzwürdigen Interessen entgegensteht. Außerdem übermitteln
1. die in Absatz 1 Nummer 1 bezeichneten Stellen die Angaben nach § 3 Absatz
1 Nummer 5b bis 6, 7a, 8 und 10, Absatz 2 Nummer 1 bis 8, Absatz 3 Nummer 1
und 2, Absatz 3c, 3e, 3f und 4 Nummer 6 sowie die Daten nach § 4 Absatz 1 und
2, sofern nicht Absatz 2a etwas anderes regelt,
2. die in Absatz 1 Nummer 1a bezeichneten Stellen die Daten nach § 3 Absatz
1 Nummer 5b bis 5d, Absatz 2 Nummer 1 bis 11, Absatz 3 Nummer 1 und 2,
Absatz 3e,
3. die in Absatz 1 Nummer 1b bezeichneten Stellen die Daten nach § 3 Absatz 2
Nummer 9 bis 11,
4. die in Absatz 1 Nummer 2 bezeichneten Stellen die Daten nach § 3 Absatz 1
Nummer 5b bis 6, Absatz 2 Nummer 1, 2 und 4 bis 8, Absatz 3e und 3f,
4a. die in Absatz 1 Nummer 4a bezeichneten Stellen die Daten nach § 3 Absatz
1 Nummer 5b bis 5d, Absatz 2 Nummer 1, 2 und 4 bis 8,
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5.die in Absatz 1 Nummer 3 bezeichnete Stelle die Daten nach § 3 Absatz  1
Nummer 5b bis 6 und 8, Absatz 2 Nummer 1 bis 8, Absatz 3 Nummer 3, Absatz
3b und 3f sowie § 4 Absatz 1 und 2, sofern nicht Absatz 2a etwas anderes regelt,
5a. die in Absatz 1 Nummer 4 bezeichneten Stellen die Daten nach § 3 Absatz 1
Nummer 5b und zusätzlich das Bundeskriminalamt die Referenznummern nach
§ 3 Absatz 2 Nummer 1 in den Fällen des § 2 Absatz 1a Nummer 2 und 3, die
Referenznummern nach § 3 Absatz 3a Nummer 1 in den Fällen des § 2 Absatz 2
Nummer 3 und die Referenznummern nach § 3 Absatz 3b in den Fällen des § 2
Absatz 2a,
6. die Bundesagentur für Arbeit und die für die Grundsicherung für
Arbeitsuchende zuständigen Stellen die Daten nach § 3 Absatz 3 in den Fällen
des § 2 Absatz 1a und Absatz 2 Nummer 1 und die Bundesagentur für Arbeit die
Daten nach § 3 Absatz 1 Nummer 1, 3, 4 und 7 sowie Absatz 3d in den Fällen
des § 2 Absatz 2c,
6a. die in Absatz 1 Nummer 8a bezeichneten Stellen die Daten nach § 3 Absatz
2 Nummer 8,
7. die in Absatz 1 Nummer 9 bezeichneten Stellen die Daten nach § 3 Absatz
1 Nummer 2, 4, 5c und die frühere Anschrift im Bundesgebiet und das
Auszugsdatum sowie Auskunftssperren nach § 51 des Bundesmeldegesetzes
und deren Wegfall.

RAG DETAILS (FIM)

Information bereitstellen

Bereitgestellte Daten Bereitgestellte Daten
(Sonstige)

Übermittlungsart (Codeliste) Empfänger

Informationen 99: Keine Vorgabe Bundesamt für Migration
und Flüchtlinge (BAMF)

DARSTELLUNG

Darstellung (Name) innerhalb

Ausrichtung (senkrecht) zentriert

Ausrichtung (horizontal) zentriert

Visualisierte Werte Referenz

Kennzeichen anzeigen ("i"), wenn
eine Beschreibung eingegeben ist

Ja

17 Information bearbeiten (Teilprozess)

RAG (FIM)

RAG-Typ (FIM) 1: Information empfangen
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RAG-Version (FIM) 1.00

ID der Aktivitätengruppe (FIM) 17

Handlungsgrundlage (FIM)

Name der Handlungsgrundlage (FIM) Art der Handlungsgrundlage (FIM) Verweis auf Handlungsgrundlage
(FIM)

§ 90b AufenthG 104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthg_2004/__90b.html

§ 91d (4)-(5) Aufenthaltsgesetz
(AufenthG)

104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthg_2004/__91d.html

§ 6 Abs. 1 Nummer 1 i.V.m. Abs. 2
Satz 1 und Satz 3 Nummer 1 AZRG

104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
azrg/__6.html

RAG-Beschreibung (FIM) § 90b AufenthG (Datenabgleich zwischen Ausländer- und Meldebehörden)
Die Ausländer- und Meldebehörden übermitteln einander jährlich die in
§ 90a Abs. 2 genannten Daten zum Zweck der Datenpflege, soweit sie
denselben örtlichen Zuständigkeitsbereich haben. Die empfangende Behörde
gleicht die übermittelten Daten mit den bei ihr gespeicherten Daten ab, ein
automatisierter Abgleich ist zulässig. Die übermittelten Daten dürfen nur für die
Durchführung des Abgleichs sowie die Datenpflege verwendet werden und sind
sodann unverzüglich zu löschen; überlassene Datenträger sind unverzüglich
zurückzugeben oder zu vernichten. Die Ausländerbehörden übermitteln die
im Rahmen des Datenabgleichs erfolgten Änderungen unverzüglich an die
Registerbehörde des Ausländerzentralregisters. Andere gesetzliche Vorschriften
zum Datenabgleich bleiben unberührt.
§ 91d AufenthG (Auskünfte zur Durchführung der Richtlinie (EU) 2016/801)
(4)
Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge unterrichtet die zuständige
Behörde eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union, in dem der
Ausländer einen Aufenthaltstitel nach der Richtlinie (EU) 2016/801 besitzt, über
den Inhalt und den Tag einer Entscheidung über
1. die Ablehnung der nach § 16c Absatz 1 und § 18e Absatz 1 mitgeteilten
Mobilität nach § 19f Absatz 5 sowie
2. die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis nach § 18f.
Wenn eine Ausländerbehörde die Entscheidung getroffen hat, übermittelt
sie dem Bundesamt für Migration und Flüchtlinge unverzüglich die hierfür
erforderlichen Angaben. Die Ausländerbehörden können der nationalen
Kontaktstelle die für die Unterrichtungen nach Satz 1 erforderlichen Daten aus
dem Ausländerzentralregister unter Nutzung der AZR-Nummer automatisiert
übermitteln.
(5)
Wird ein Aufenthaltstitel nach § 16b Absatz 1, den §§ 16e, 18d oder 19e
widerrufen, zurückgenommen, nicht verlängert oder läuft er nach einer
Verkürzung der Frist gemäß § 7 Absatz 2 Satz 2 ab, so unterrichtet das
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Bundesamt für Migration und Flüchtlinge unverzüglich die zuständigen
Behörden des anderen Mitgliedstaates, sofern sich der Ausländer dort im
Rahmen des Anwendungsbereichs der Richtlinie (EU) 2016/801 aufhält
und dies dem Bundesamt für Migration und Flüchtlinge bekannt ist. Die
Ausländerbehörde, die die Entscheidung getroffen hat, übermittelt dem
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge unverzüglich die hierfür erforderlichen
Angaben. Die Ausländerbehörden können der nationalen Kontaktstelle
die für die Unterrichtungen nach Satz 1 erforderlichen Daten aus dem
Ausländerzentralregister unter Nutzung der AZR-Nummer automatisiert
übermitteln. Wird dem Bundesamt für Migration und Flüchtlinge durch die
zuständige Behörde eines anderen Mitgliedstaates mitgeteilt, dass ein
Aufenthaltstitel eines Ausländers, der sich nach den §§ 16c, 18e oder 18f
im Bundesgebiet aufhält, der in den Anwendungsbereich der Richtlinie (EU)
2016/801 fällt, widerrufen, zurückgenommen oder nicht verlängert wurde oder
abgelaufen ist, so unterrichtet das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge
unverzüglich die zuständige Ausländerbehörde.
 
§ 6 AZRG (Übermittelnde Stellen, Inhalt der Datenübermittlung)
(1) Folgende Stellen sind in den jeweils genannten Fällen zur unverzüglichen
Übermittlung von Daten an die Registerbehörde verpflichtet:
1. die Ausländerbehörden und die mit der Durchführung ausländerrechtlicher
Vorschriften betrauten öffentlichen Stellen in den Fällen des § 2 Absatz 1 bis 2
Nummer 1 bis 4, 6, 11, 12 und 14, Absatz 2b sowie Absatz 3 Nummer 1, 3, 4 und
6, sofern nicht Absatz 2a etwas anderes regelt,
1a. die für die Aufnahmeeinrichtungen zuständigen Behörden
(Aufnahmeeinrichtungen) in den Fällen des § 2 Absatz 1a und 2 Nummer 1,
1b. die für die Unterbringung in Gemeinschaftsunterkünften und die für den
öffentlichen Gesundheitsdienst zuständigen Behörden in den Fällen des § 2
Absatz 1a und 2 Nummer 1,
2. die mit grenzpolizeilichen Aufgaben betrauten Behörden und die in der
Rechtsverordnung nach § 58 Absatz 1 des Bundespolizeigesetzes bestimmte
Bundespolizeibehörde in den Fällen des § 2 Absatz 1a und 2 Nummer 3 bis 6, 13
und 14 und, soweit es der Stand des Verfahrens zulässt, in den Fällen des § 2
Absatz 2 Nummer 7 und 7a sowie Absatz 3 Nummer 3 und 5 bis 7,
3. das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge in den Fällen des § 2 Absatz 1a
und 2 Nummer 1, 3 und 6, Absatz 2a sowie Absatz 3 Nummer 2, 3 und 6, sofern
nicht Absatz 2a etwas anderes regelt,
4. das Bundeskriminalamt, die Landeskriminalämter, das Zollkriminalamt und
sonstige Polizeivollzugsbehörden der Länder, in den Fällen des § 2 Absatz
1a Nummer 2 und 3 sowie Absatz 2 Nummer 6 und, soweit es der Stand des
Verfahrens zulässt, die ermittlungsführenden Polizeibehörden in den Fällen des §
2 Absatz 2 Nummer 7 und 7a sowie Absatz 3 Nummer 6 und 7,
4a. die Polizeivollzugsbehörden der Länder in den Fällen des § 2 Absatz 1a
Nummer 1,
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5. die Staatsanwaltschaften und die Gerichte im Fall des § 2 Absatz 2
Nummer 6 und Absatz 3 Nummer 6 sowie die Staatsanwaltschaften bei den
Oberlandesgerichten im Fall des § 2 Absatz 2 Nummer 8,
6. die Staatsangehörigkeitsbehörden im Fall des § 2 Absatz 2 Nummer 9,
7. die in den Angelegenheiten der Vertriebenen, Aussiedler und Spätaussiedler
zuständigen Stellen im Fall des § 2 Absatz 2 Nummer 10,
8. die Bundesagentur für Arbeit und die für die Durchführung der Grundsicherung
für Arbeitsuchende zuständigen Stellen in den Fällen des § 2 Absatz 1a Nummer
1 und Absatz 2 Nummer 1 sowie die Bundesagentur für Arbeit in den Fällen des
§ 2 Absatz 2c,
8a. die für die Durchführung des Asylbewerberleistungsgesetzes zuständigen
Stellen in den Fällen des § 2 Absatz 1a und 2 Nummer 1,
9. die Meldebehörden in den Fällen des § 2 Absatz 1, 1a und 2 Nummer 1 bis 4
und 6 bis 14.
(2) Die Stellen nach Absatz 1 Nummer 1, 1a und 2 bis 7 übermitteln die Daten
nach § 3 Absatz 1 Nummer 1, 3 bis 5a und 7 sowie Absatz 4 Nummer 1, 3 bis 5
und 7. Von der Übermittlung der Daten einer gefährdeten Person im Fall des § 2
Abs. 2 Nr. 7 kann im Einzelfall abgesehen werden, wenn die Speicherung ihren
schutzwürdigen Interessen entgegensteht. Außerdem übermitteln
1. die in Absatz 1 Nummer 1 bezeichneten Stellen die Angaben nach § 3 Absatz
1 Nummer 5b bis 6, 7a, 8 und 10, Absatz 2 Nummer 1 bis 8, Absatz 3 Nummer 1
und 2, Absatz 3c, 3e, 3f und 4 Nummer 6 sowie die Daten nach § 4 Absatz 1 und
2, sofern nicht Absatz 2a etwas anderes regelt,
2. die in Absatz 1 Nummer 1a bezeichneten Stellen die Daten nach § 3 Absatz
1 Nummer 5b bis 5d, Absatz 2 Nummer 1 bis 11, Absatz 3 Nummer 1 und 2,
Absatz 3e,
3. die in Absatz 1 Nummer 1b bezeichneten Stellen die Daten nach § 3 Absatz 2
Nummer 9 bis 11,
4. die in Absatz 1 Nummer 2 bezeichneten Stellen die Daten nach § 3 Absatz 1
Nummer 5b bis 6, Absatz 2 Nummer 1, 2 und 4 bis 8, Absatz 3e und 3f,
4a. die in Absatz 1 Nummer 4a bezeichneten Stellen die Daten nach § 3 Absatz
1 Nummer 5b bis 5d, Absatz 2 Nummer 1, 2 und 4 bis 8,
5.die in Absatz 1 Nummer 3 bezeichnete Stelle die Daten nach § 3 Absatz  1
Nummer 5b bis 6 und 8, Absatz 2 Nummer 1 bis 8, Absatz 3 Nummer 3, Absatz
3b und 3f sowie § 4 Absatz 1 und 2, sofern nicht Absatz 2a etwas anderes regelt,
5a. die in Absatz 1 Nummer 4 bezeichneten Stellen die Daten nach § 3 Absatz 1
Nummer 5b und zusätzlich das Bundeskriminalamt die Referenznummern nach
§ 3 Absatz 2 Nummer 1 in den Fällen des § 2 Absatz 1a Nummer 2 und 3, die
Referenznummern nach § 3 Absatz 3a Nummer 1 in den Fällen des § 2 Absatz 2
Nummer 3 und die Referenznummern nach § 3 Absatz 3b in den Fällen des § 2
Absatz 2a,
6. die Bundesagentur für Arbeit und die für die Grundsicherung für
Arbeitsuchende zuständigen Stellen die Daten nach § 3 Absatz 3 in den Fällen
des § 2 Absatz 1a und Absatz 2 Nummer 1 und die Bundesagentur für Arbeit die
Daten nach § 3 Absatz 1 Nummer 1, 3, 4 und 7 sowie Absatz 3d in den Fällen
des § 2 Absatz 2c,
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6a. die in Absatz 1 Nummer 8a bezeichneten Stellen die Daten nach § 3 Absatz
2 Nummer 8,
7. die in Absatz 1 Nummer 9 bezeichneten Stellen die Daten nach § 3 Absatz
1 Nummer 2, 4, 5c und die frühere Anschrift im Bundesgebiet und das
Auszugsdatum sowie Auskunftssperren nach § 51 des Bundesmeldegesetzes
und deren Wegfall.

Eingehende Daten - sonstige (FIM) Daten zum Aufenthaltstitel
Daten zum Antrag auf Aufenthaltserlaubnis

Referenzierte IT-Systemelemente AZR Ausländerzentralregister

RAG DETAILS (FIM)

Information empfangen

Empfangene Daten Empfangene Daten
(Sonstige)

Übermittlungsart (Codeliste) Absender

Daten zum Aufenthaltstitel 3: Elektronisch -
halbautomatisch

Ausländerbehörde

Antrag Aufenthaltserlaubnis
mit Nebenbestimmungen
Änderung

  99: Keine Vorgabe Ausländerbehörde

DARSTELLUNG

Darstellung (Name) innerhalb

Ausrichtung (senkrecht) zentriert

Ausrichtung (horizontal) zentriert

Visualisierte Werte Referenz

Kennzeichen anzeigen ("i"), wenn
eine Beschreibung eingegeben ist

Ja

18 Widerspruch entgegennehmen (Teilprozess)

RAG (FIM)

RAG-Typ (FIM) 1: Information empfangen

RAG-Version (FIM) 1.00

ID der Aktivitätengruppe (FIM) 18

Handlungsgrundlage (FIM)
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Name der Handlungsgrundlage (FIM) Art der Handlungsgrundlage (FIM) Verweis auf Handlungsgrundlage
(FIM)

§ 79 VwVfG 104: Gesetz
http://www.gesetze-im-internet.de/
vwvfg/__79.html

§ 84 (1) AufenthG 104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthg_2004/__84.html

RAG-Beschreibung (FIM) § 79 VwVfG (Rechtsbehelfe gegen Verwaltungsakte)
Für förmliche Rechtsbehelfe gegen Verwaltungsakte gelten die
Verwaltungsgerichtsordnung und die zu ihrer Ausführung ergangenen
Rechtsvorschriften, soweit nicht durch Gesetz etwas anderes bestimmt ist; im
Übrigen gelten die Vorschriften dieses Gesetzes.
 
§ 84 AufenthG (Wirkungen von Widerspruch und Klage)
(1) Widerspruch und Klage gegen
3. die Änderung oder Aufhebung einer Nebenbestimmung, die die Ausübung
einer Erwerbstätigkeit betrifft, haben keine aufschiebende Wirkung.

Eingehende Daten (FIM)

Dokumentsteckbrief ID

Widerspruch nach VwGO D99000000031

RAG DETAILS (FIM)

Information empfangen

Empfangene Daten Empfangene Daten
(Sonstige)

Übermittlungsart (Codeliste) Absender

Widerspruch nach VwGO   99: Keine Vorgabe Antragstellende Person

DARSTELLUNG

Darstellung (Name) innerhalb

Ausrichtung (senkrecht) zentriert

Ausrichtung (horizontal) zentriert

Visualisierte Werte Referenz

Kennzeichen anzeigen ("i"), wenn
eine Beschreibung eingegeben ist

Ja

19 Widerspruchsverfahren einleiten (Teilprozess)

RAG (FIM)
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RAG-Typ (FIM) 2: Information bereitstellen

RAG-Version (FIM) 1.00

ID der Aktivitätengruppe (FIM) 19

Handlungsgrundlage (FIM)

Name der Handlungsgrundlage (FIM) Art der Handlungsgrundlage (FIM) Verweis auf Handlungsgrundlage
(FIM)

§ 79 VwVfG 104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
vwvfg/__79.html

Eingehende Daten (FIM)

Dokumentsteckbrief ID

Widerspruch nach VwGO D99000031

RAG DETAILS (FIM)

Information bereitstellen

Bereitgestellte Daten Bereitgestellte Daten
(Sonstige)

Übermittlungsart (Codeliste) Empfänger

Widerspruch nach VwGO   99: Keine Vorgabe Behörde

DARSTELLUNG

Darstellung (Name) innerhalb

Ausrichtung (senkrecht) zentriert

Ausrichtung (horizontal) zentriert

Visualisierte Werte Referenz

Kennzeichen anzeigen ("i"), wenn
eine Beschreibung eingegeben ist

Ja

20 Ablehnungsbescheid erlassen (Teilprozess)

RAG (FIM)

RAG-Typ (FIM) 6: Daten zum Sachverhalt bearbeiten

RAG-Version (FIM) 1.00

ID der Aktivitätengruppe (FIM) 20

Handlungsgrundlage (FIM)

Name der Handlungsgrundlage (FIM) Art der Handlungsgrundlage (FIM) Verweis auf Handlungsgrundlage
(FIM)

§ 35 VwVfG 104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
vwvfg/__35.html
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Name der Handlungsgrundlage (FIM) Art der Handlungsgrundlage (FIM) Verweis auf Handlungsgrundlage
(FIM)

§ 35a VwVfG 104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
vwvfg/__35a.html

§ 37 VwVfG 104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
vwvfg/__37.html

§ 39 VwVfG 104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
vwvfg/__39.html

Ausgehende Daten - sonstige (FIM) Ablehnung des Antrags auf Änderung von Nebenbestimmungen

RAG DETAILS (FIM)

Bearbeitungsart (FIM) 1: Erstellung

DARSTELLUNG

Darstellung (Name) innerhalb

Ausrichtung (senkrecht) zentriert

Ausrichtung (horizontal) zentriert

Visualisierte Werte Referenz

Kennzeichen anzeigen ("i"), wenn
eine Beschreibung eingegeben ist

Ja

21 Antrag weiterleiten (Teilprozess)

RAG (FIM)

RAG-Typ (FIM) 2: Information bereitstellen

RAG-Version (FIM) 1.00

ID der Aktivitätengruppe (FIM) 21

RAG-Beschreibung (FIM) Diese Aktivitätengruppe ist nicht direkt aus dem Gesetz ableitbar. Die
oberste Fachbehörde entscheidet, ob diese Aktivitätengruppe als Empfehlung im
Stammprozess bleiben soll.

RAG DETAILS (FIM)

Information bereitstellen

Bereitgestellte Daten Bereitgestellte Daten
(Sonstige)

Übermittlungsart (Codeliste) Empfänger

  3: Elektronisch -
halbautomatisch

Ausländerbehörde
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Bereitgestellte Daten Bereitgestellte Daten
(Sonstige)

Übermittlungsart (Codeliste) Empfänger

Antrag Aufenthaltserlaubnis
mit Nebenbestimmungen
Änderung

Nachweise 3: Elektronisch -
halbautomatisch

Ausländerbehörde

DARSTELLUNG

Darstellung (Name) innerhalb

Ausrichtung (senkrecht) zentriert

Ausrichtung (horizontal) zentriert

Visualisierte Werte Referenz

Kennzeichen anzeigen ("i"), wenn
eine Beschreibung eingegeben ist

Ja

21 Ablehnung bekanntgeben (Teilprozess)

RAG (FIM)

RAG-Typ (FIM) 2: Information bereitstellen

RAG-Version (FIM) 1.00

ID der Aktivitätengruppe (FIM) 21

Handlungsgrundlage (FIM)

Name der Handlungsgrundlage (FIM) Art der Handlungsgrundlage (FIM) Verweis auf Handlungsgrundlage
(FIM)

§77 (1) AufenthG 104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthg_2004/__77.html

RAG-Beschreibung (FIM) §77 AufenthG ( Schriftform; Ausnahme von Formerfordernissen)
(1)
Die folgenden Verwaltungsakte bedürfen der Schriftform und sind mit Ausnahme
der Nummer 5 mit einer Begründung zu versehen:
1.der Verwaltungsakt,
a) durch den ein Passersatz, ein Ausweisersatz oder ein Aufenthaltstitel versagt,
räumlich oder zeitlich beschränkt oder mit Bedingungen und Auflagen versehen
wird oder
b) mit dem die Änderung oder Aufhebung einer Nebenbestimmung zum
Aufenthaltstitel versagt wird (...)

RAG DETAILS (FIM)
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Information bereitstellen

Bereitgestellte Daten Bereitgestellte Daten
(Sonstige)

Übermittlungsart (Codeliste) Empfänger

Ablehnung der Änderung
von Nebenbestimmungen

99: Keine Vorgabe Antragstellende Person

DARSTELLUNG

Darstellung (Name) innerhalb

Ausrichtung (senkrecht) zentriert

Ausrichtung (horizontal) zentriert

Visualisierte Werte Referenz

Kennzeichen anzeigen ("i"), wenn
eine Beschreibung eingegeben ist

Ja

22 Gebührenerhebung beurteilen (Teilprozess)

RAG (FIM)

RAG-Typ (FIM) 5: Sachverhalt beurteilen/entscheiden mit Spielraum

RAG-Version (FIM) 2.00

ID der Aktivitätengruppe (FIM) 22

Handlungsgrundlage (FIM)

Name der Handlungsgrundlage (FIM) Art der Handlungsgrundlage (FIM) Verweis auf Handlungsgrundlage
(FIM)

§ 47 (1) - (2) AufenthV 111: Rechtsverordnung
https://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthv/__47.html

RAG-Beschreibung (FIM) § 47 Gebühren für sonstige aufenthaltsrechtliche Amtshandlungen
(1)
An Gebühren sind zu erheben
3. für die Aufhebung oder Änderung einer Auflage zum Aufenthaltstitel auf Antrag
50 Euro
 
(2)
Keine Gebühren sind zu erheben für Änderungen des Aufenthaltstitels, sofern
diese eine Nebenbestimmung zur Ausübung einer Beschäftigung betreffen.

RAG DETAILS (FIM)

Hilfsmittel (FIM) keine
Beurteilungsspielraum

Entscheidungsart (FIM) 2: Entschließungsermessen
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DARSTELLUNG

Darstellung (Name) innerhalb

Ausrichtung (senkrecht) zentriert

Ausrichtung (horizontal) zentriert

Visualisierte Werte Referenz

Kennzeichen anzeigen ("i"), wenn
eine Beschreibung eingegeben ist

Ja

23 Gebührenerhebung veranlassen (Teilprozess)

RAG (FIM)

RAG-Typ (FIM) 2: Information bereitstellen

RAG-Version (FIM) 1.00

ID der Aktivitätengruppe (FIM) 23

Handlungsgrundlage (FIM)

Name der Handlungsgrundlage (FIM) Art der Handlungsgrundlage (FIM) Verweis auf Handlungsgrundlage
(FIM)

§ 47 (1) - (2) AufenthV 111: Rechtsverordnung
https://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthv/__47.html

RAG-Beschreibung (FIM) § 47 Gebühren für sonstige aufenthaltsrechtliche Amtshandlungen
(1)
An Gebühren sind zu erheben ...
3. für die Aufhebung oder Änderung einer Auflage zum Aufenthaltstitel auf Antrag
50 Euro
 
(2)
Keine Gebühren sind zu erheben für Änderungen des Aufenthaltstitels, sofern
diese eine Nebenbestimmung zur Ausübung einer Beschäftigung betreffen.

RAG DETAILS (FIM)

Information bereitstellen

Bereitgestellte Daten Bereitgestellte Daten
(Sonstige)

Übermittlungsart (Codeliste) Empfänger

Gebühreninformationen 99: Keine Vorgabe Ausländerbehörde

DARSTELLUNG

Darstellung (Name) innerhalb
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Ausrichtung (senkrecht) zentriert

Ausrichtung (horizontal) zentriert

Visualisierte Werte Referenz

Kennzeichen anzeigen ("i"), wenn
eine Beschreibung eingegeben ist

Ja

24 Änderung der Nebenbestimmungen entgegennehmen (Teilprozess)

RAG (FIM)

RAG-Typ (FIM) 1: Information empfangen

RAG-Version (FIM) 1.00

ID der Aktivitätengruppe (FIM) 24

RAG-Beschreibung (FIM) Diese Aktivitätengruppe ist nicht direkt aus dem Gesetz ableitbar. Die oberste
Fachbehörde hat entschieden, dass diese Aktivitätengruppe als Empfehlung im
Stammprozess bleiben soll.

RAG DETAILS (FIM)

Information empfangen

Empfangene Daten Empfangene Daten
(Sonstige)

Übermittlungsart (Codeliste) Absender

Antrag Aufenthaltserlaubnis
mit Nebenbestimmungen
Änderung

  99: Keine Vorgabe Ausländerbehörde

DARSTELLUNG

Darstellung (Name) innerhalb

Ausrichtung (senkrecht) zentriert

Ausrichtung (horizontal) zentriert

Visualisierte Werte Referenz

Kennzeichen anzeigen ("i"), wenn
eine Beschreibung eingegeben ist

Ja

AZR Ausländerzentralregister (Datenobjekt)

OBJEKTEIGENSCHAFTEN

Datenassoziation (eingehend) Information bearbeiten

Datentyp Datenspeicher
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DETAILS

Referenzierte Anwendungen/IT-
Systemelemente

AZR Ausländerzentralregister

Antrag abgelehnt/ Antrag mit Nebenbestimmungen bzw. Doppelwirkung genehmigt
(Rechtsmittel eingereicht) (Endereignis)

DARSTELLUNG

Namen anzeigen Ja

Antrag an die zuständige Behörde weitergeleitet (Endereignis)

DARSTELLUNG

Namen anzeigen Ja

Antrag eingegangen (Startereignis)

EREIGNISTYP

Typ Top-Level

Nachricht Ja

DARSTELLUNG

Namen anzeigen Ja

Antrag Änderung Aufenthaltserlaubnis mit Nebenbestimmungen bearbeiten (Teilprozess)

ALLGEMEIN

Teilprozesstyp Aufrufend

RAG (FIM)
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RAG-Beschreibung (FIM) Diese Aktivitätengruppe ist nicht direkt aus dem Gesetz ableitbar. Die
oberste Fachbehörde entscheidet, ob diese Aktivitätengruppe als Empfehlung im
Stammprozess bleiben soll.

DARSTELLUNG

Darstellung (Name) innerhalb

Ausrichtung (senkrecht) zentriert

Ausrichtung (horizontal) zentriert

Visualisierte Werte Referenz

Kennzeichen anzeigen ("i"), wenn
eine Beschreibung eingegeben ist

Ja

Antragstellende Person (Pool)

ALLGEMEIN

Black-Box Pool Ja

Text um 90 Grad drehen Nein

PARTNEREIGENSCHAFTEN

Referenzierter Partner (Rolle) Antragstellende Person

Minimum 0

Maximum 1

DARSTELLUNG

Visualisierte Werte Referenzierter Partner (Rolle)

Transparenz 100%

Wasserzeichen anzeigen Nein

Ausrichtung Zentriert

Schriftgröße 200

Ausländerbehörde (Pool)

ALLGEMEIN

Text um 90 Grad drehen Ja

PARTNEREIGENSCHAFTEN

Referenzierter Partner (Rolle) Ausländerbehörde
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Minimum 0

Maximum 1

DARSTELLUNG

Transparenz 100%

Wasserzeichen anzeigen Nein

Ausrichtung Zentriert

Drehen um 90 Grad Ja

Schriftgröße 200

Ausländerbehörde des Zuzugsortes (Pool)

ALLGEMEIN

Text um 90 Grad drehen Nein

PARTNEREIGENSCHAFTEN

Referenzierter Partner (Rolle) Bundesagentur für Arbeit

Minimum 0

Maximum 1

DARSTELLUNG

Transparenz 100%

Wasserzeichen anzeigen Nein

Ausrichtung Zentriert

Schriftgröße 200

Behörde (Pool)

ALLGEMEIN

Text um 90 Grad drehen Nein

PARTNEREIGENSCHAFTEN

Referenzierter Partner (Rolle) Behörde

Minimum 0

Maximum 1

DARSTELLUNG
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Visualisierte Werte Referenzierter Partner (Rolle)

Transparenz 100%

Wasserzeichen anzeigen Nein

Ausrichtung Zentriert

Schriftgröße 200

Bestimmte Frist für Rückmeldung abgelaufen (Zwischenereignis (angeheftet))

ALLGEMEIN

Angeheftet an Angaben klären

EREIGNISTYP

Typ unterbrechend

Zeit Ja

DARSTELLUNG

Namen anzeigen Ja

Darstellung unterhalb

Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) (Pool)

ALLGEMEIN

Text um 90 Grad drehen Nein

PARTNEREIGENSCHAFTEN

Referenzierter Partner (Entität) Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF)

Minimum 0

Maximum 1

DARSTELLUNG

Transparenz 100%

Wasserzeichen anzeigen Nein

Ausrichtung Zentriert

Schriftgröße 200

Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) (Pool)
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ALLGEMEIN

Text um 90 Grad drehen Nein

PARTNEREIGENSCHAFTEN

Referenzierter Partner (Entität) Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF)

Minimum 0

Maximum 1

DARSTELLUNG

Visualisierte Werte Referenzierter Partner (Entität)

Transparenz 100%

Wasserzeichen anzeigen Nein

Ausrichtung Zentriert

Schriftgröße 200

Bundesdruckerei (Pool)

ALLGEMEIN

Text um 90 Grad drehen Nein

PARTNEREIGENSCHAFTEN

Referenzierter Partner (Entität) Bundesdruckerei GmbH

Minimum 0

Maximum 1

DARSTELLUNG

Transparenz 100%

Wasserzeichen anzeigen Nein

Ausrichtung Zentriert

Schriftgröße 200

Dolmetscher / Übersetzer (Pool)

ALLGEMEIN

Black-Box Pool Ja
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Text um 90 Grad drehen Nein

PARTNEREIGENSCHAFTEN

Referenzierter Partner (Rolle) Dolmetscher

Minimum 0

Maximum 1

DARSTELLUNG

Transparenz 100%

Wasserzeichen anzeigen Nein

Ausrichtung Zentriert

Schriftgröße 200

Exklusives Gateway (Exklusives Gateway)

OBJEKTEIGENSCHAFTEN

Typ Datenbasiert

DARSTELLUNG

Darstellung (Name) ohne Namen

Exklusives Gateway (Exklusives Gateway)

OBJEKTEIGENSCHAFTEN

Typ Datenbasiert

DARSTELLUNG

Darstellung (Name) ohne Namen

Exklusives Gateway (Exklusives Gateway)

OBJEKTEIGENSCHAFTEN

Typ Datenbasiert

DARSTELLUNG
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Darstellung (Name) ohne Namen

Exklusives Gateway (Exklusives Gateway)

OBJEKTEIGENSCHAFTEN

Typ Ereignisbasiert

DARSTELLUNG

Darstellung (Name) ohne Namen

Exklusives Gateway (Exklusives Gateway)

OBJEKTEIGENSCHAFTEN

Typ Datenbasiert

DARSTELLUNG

Darstellung (Name) ohne Namen

Gebühren erheben (Teilprozess)

ALLGEMEIN

Teilprozesstyp Aufrufend

DARSTELLUNG

Darstellung (Name) innerhalb

Ausrichtung (senkrecht) zentriert

Ausrichtung (horizontal) zentriert

Visualisierte Werte Referenz

Kennzeichen anzeigen ("i"), wenn
eine Beschreibung eingegeben ist

Ja

Gebührenerhebung veranlasst (Endereignis)
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Antrag Änderung Aufenthaltserlaubnis mit Nebenbestimmungen bearbeiten 1.00 (Geschäftsprozessdiagramm)

Status: Freigegeben  |  Modellreport

DARSTELLUNG

Namen anzeigen Ja

Gebührenerhebung? (Exklusives Gateway)

OBJEKTEIGENSCHAFTEN

Typ Datenbasiert

DARSTELLUNG

Darstellung (Name) unten

Gericht (Pool)

ALLGEMEIN

Black-Box Pool Ja

Text um 90 Grad drehen Nein

PARTNEREIGENSCHAFTEN

Referenzierter Partner (Rolle) Gericht

Minimum 0

Maximum 1

DARSTELLUNG

Transparenz 100%

Wasserzeichen anzeigen Nein

Ausrichtung Zentriert

Schriftgröße 200

Ist ein Ablehnungsbescheid erforderlich? (Exklusives Gateway)

OBJEKTEIGENSCHAFTEN

Typ Datenbasiert

Seite 58 von 64
Erstellt am 05.08.2024 von subadmin@mvnet.de



Antrag Änderung Aufenthaltserlaubnis mit Nebenbestimmungen bearbeiten 1.00 (Geschäftsprozessdiagramm)

Status: Freigegeben  |  Modellreport

DARSTELLUNG

Darstellung (Name) unten

Klärung erforderlich? (Exklusives Gateway)

OBJEKTEIGENSCHAFTEN

Typ Datenbasiert

DARSTELLUNG

Darstellung (Name) unten

Mitteilung über eingereichte Klage erhalten (Zwischenereignis (Sequenzfluss))

EREIGNISTYP

Typ Eintretend

Nachricht Ja

DARSTELLUNG

Namen anzeigen Ja

Visualisierte Werte Name

Name des Modells mit der Referenz
anzeigen

Ja

Ausrichtung (horizontal) links

Nicht-exklusives Gateway (Nicht-exklusives Gateway)

OBJEKTEIGENSCHAFTEN

Gatewaytyp Parallel

Typ (Parallel) Datenbasiert

DARSTELLUNG

Darstellung (Name) ohne Namen
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Antrag Änderung Aufenthaltserlaubnis mit Nebenbestimmungen bearbeiten 1.00 (Geschäftsprozessdiagramm)

Status: Freigegeben  |  Modellreport

Textanmerkung (Textanmerkung)

Diese Aktivitätengruppe ist nicht direkt aus dem Gesetz ableitbar. Die oberste Fachbehörde hat entschieden, dass diese
Aktivitätengruppe als Empfehlung im Stammprozess bleiben soll.

ALLGEMEIN

Ältere Formatierung verwenden Nein

Textanmerkung (Textanmerkung)

Diese Aktivitätengruppe ist nicht direkt aus dem Gesetz ableitbar. Die oberste Fachbehörde hat entschieden, dass diese
Aktivitätengruppe als Empfehlung im Stammprozess bleiben soll.

ALLGEMEIN

Ältere Formatierung verwenden Nein

Textanmerkung (Textanmerkung)

Diese Aktivitätengruppe ist nicht direkt aus dem Gesetz ableitbar. Die oberste Fachbehörde hat entschieden, dass diese
Aktivitätengruppe als Empfehlung im Stammprozess bleiben soll.

ALLGEMEIN

Ältere Formatierung verwenden Nein

Verfahren abgeschlossen (Endereignis)

DARSTELLUNG

Namen anzeigen Ja

Voraussetzungen erfüllt? (Exklusives Gateway)

OBJEKTEIGENSCHAFTEN

Typ Datenbasiert

DARSTELLUNG

Darstellung (Name) unten
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Antrag Änderung Aufenthaltserlaubnis mit Nebenbestimmungen bearbeiten 1.00 (Geschäftsprozessdiagramm)

Status: Freigegeben  |  Modellreport

Voraussetzungen erfüllt? (Exklusives Gateway)

OBJEKTEIGENSCHAFTEN

Typ Datenbasiert

DARSTELLUNG

Darstellung (Name) unten

Welcher Grund liegt vor? (Exklusives Gateway)

OBJEKTEIGENSCHAFTEN

Typ Datenbasiert

DARSTELLUNG

Darstellung (Name) unten

Widerspruch bearbeiten (Teilprozess)

ALLGEMEIN

Teilprozesstyp Aufrufend

DARSTELLUNG

Darstellung (Name) innerhalb

Ausrichtung (senkrecht) zentriert

Ausrichtung (horizontal) zentriert

Visualisierte Werte Referenz

Kennzeichen anzeigen ("i"), wenn
eine Beschreibung eingegeben ist

Ja

Widerspruch erhalten (Zwischenereignis (Sequenzfluss))

EREIGNISTYP

Typ Eintretend
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Antrag Änderung Aufenthaltserlaubnis mit Nebenbestimmungen bearbeiten 1.00 (Geschäftsprozessdiagramm)

Status: Freigegeben  |  Modellreport

Nachricht Ja

DARSTELLUNG

Namen anzeigen Ja

Visualisierte Werte Name

Name des Modells mit der Referenz
anzeigen

Ja

Ausrichtung (horizontal) links

Zustimmung der Ausländerbehörde des Zuzugsortes erteilt? (Exklusives Gateway)

OBJEKTEIGENSCHAFTEN

Typ Datenbasiert

DARSTELLUNG

Darstellung (Name) unten

Zustimmung erteilt? (Exklusives Gateway)

OBJEKTEIGENSCHAFTEN

Typ Datenbasiert

DARSTELLUNG

Darstellung (Name) ohne Namen

Zuständige Ausländerbehörde (Pool)

ALLGEMEIN

Text um 90 Grad drehen Nein

PARTNEREIGENSCHAFTEN

Referenzierter Partner (Rolle) Ausländerbehörde

Minimum 0

Maximum 1
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Antrag Änderung Aufenthaltserlaubnis mit Nebenbestimmungen bearbeiten 1.00 (Geschäftsprozessdiagramm)

Status: Freigegeben  |  Modellreport

DARSTELLUNG

Transparenz 100%

Wasserzeichen anzeigen Nein

Ausrichtung Zentriert

Schriftgröße 200

Zuständige Ausländerbehörde (Pool)

ALLGEMEIN

Text um 90 Grad drehen Nein

PARTNEREIGENSCHAFTEN

Referenzierter Partner (Rolle) Ausländerbehörde

Minimum 0

Maximum 1

DARSTELLUNG

Transparenz 100%

Wasserzeichen anzeigen Nein

Ausrichtung Zentriert

Schriftgröße 200

_ (Exklusives Gateway)

OBJEKTEIGENSCHAFTEN

Typ Datenbasiert

DARSTELLUNG

Darstellung (Name) ohne Namen

bei Rechtsbehelfsbelehrung: 1 Monat vergangen/ ohne Rechtsbehelfsbelehrung: 1 Jahr
vergangen (Zwischenereignis (Sequenzfluss))

EREIGNISTYP
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Antrag Änderung Aufenthaltserlaubnis mit Nebenbestimmungen bearbeiten 1.00 (Geschäftsprozessdiagramm)

Status: Freigegeben  |  Modellreport

Typ Eintretend

Zeit Ja

DARSTELLUNG

Namen anzeigen Ja

Visualisierte Werte Name

Name des Modells mit der Referenz
anzeigen

Ja

Ausrichtung (horizontal) links

keine Gebührenerhebung veranlasst (Endereignis)

DARSTELLUNG

Namen anzeigen Ja

ohne (Exklusives Gateway)

OBJEKTEIGENSCHAFTEN

Typ Datenbasiert

DARSTELLUNG

Darstellung (Name) ohne Namen

zuständig? (Exklusives Gateway)

OBJEKTEIGENSCHAFTEN

Typ Datenbasiert

DARSTELLUNG

Darstellung (Name) unten
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